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- Borworf. 


Seit dem Auftauchen der römischen Konkordatsfrage 
in Deutſchland hat die „Tägliche Rundſchau“ eine Reihe 
von Auffägen gebracht, die zur Klärung der Frage wejent- 
fich beigetragen haben. Einige derjelben, die mehr ald nur 
der flüchtigen Tagesbeſprechung Rechnung tragen, jondern 
orundjägliche Bedeutung haben, find in diefem Heft ge— 
fammelt. Bejondere Aufmerkjamteit verdienen die an 
erſter Stelle gebrachten Ausführungen eines in der Kon- 
kordatsfrage außerordentlich bewanderten Parlamentarier. 
Eine ebenfalls ſehr beashtete längere Abhandlung, die Ge— 
heimrat Prof. D. Carl Mirbt in Göttingen in der „Täg⸗ 
lichen Rundſchau“, Beilage „Dienſt am Volk“ vom 25. De⸗ 
zember 1926 und 1. Januar 1927 veröffentlichte, iſt in— 
zwiichen als Sonderſchrift erſchienen in der Sammlung 
„Proteſtantiſche Studien” Heft 8: „Das Konfordatsproblem 
der Gegemvart”, 4. Auflage 1927, Verlag des Evangeliichen 
Bundes, Berlin W 10. j 

Als Anhang ift diefer Sammlung der Wortlaut des 
bayerifchen Konkordats von 1925 und die als „Sicherungen“ 
gleichzeitig abgegebene, in ihrer Rechtskraft ſtark umjftrittene 
Erklärung der bayerifchen Regierung beigefügt. Es geichteht 
dies auf Anregung bon parlamentarifher Seite. In der 
Tat wird es zur Beurteilung der Konkordatsfrage bon 
Nuten jein, fi) diefes bedenkliche römiſche „Muſterkonkor— 
De für die deutfchen Lande immer wieder genau anzu— 
ehen. 

Ein zweiter Anhang bietet einen liberblid über die 
neuere deutjche Konfordatsliteratur. 





Das Konfordatsproblem.”) 
I. 


Konkordat. — Circumſkriptionsbulle. Ihr Wejen und 
Unterſchied. Konkordatsgefahren. 


In der Oeffentlichkeit erſchallt der Ruf immer lauter: 
Kein Konkordatl Was iſt ein Konkordat? Darüber 
herrjeht eine Unklarheit auch unter denen, die das Wort 
aar oft im Munde führen. Konkordat ift eine Verein- 
barung zwiſchen Staat und Kurie. Aber nicht jede ſolche 
Vereinbarung ift ein Konkordat im Sinne der kirchen⸗ 
rechtlichen Sprache. Konkordate unterſcheiden ſich durch 
Inhalt und Form bon allen übrigen Vereinbarungen 
gwiſchen Staat und Kirche. Konkordate umfaſſen grund 
jäglich den Sefamtfompler der zwiſchen Staat und 
Kirche Legenden grundfägliden Streitpunkte. Sie 
wollen das Gejamtverhältni3 zwiſchen Staat und Kirche 
regeln. Keine der zwiſchen, Staat und Kirche Tiegenden 
Beziehungen ift grundfäßlich von der Regelung ausge— 
jchloffen, wenn man aud im einzelnen Falle bon der 
Regelung, diefer oder jener Frage abfieht. Nach ihrer 
orundfäglichen Einftellung zieht die Fatholiiche Kirche eine 
große Zahl von Aufgaben in ihre Kompetenz, die der 
moderne Staat als feinen und nur feinen Hoheitsrechten 
unterliegend anerkennt. Es iſt der alte Streit zwiſchen 
Königtum und Prieftertum — weit älter als das Chriſten⸗ 
tum. €3 ift der Streit, der die Gejchichte de3 deutjchen 
Mittelalters durchzieht, der Streit, an dem Deutichland ſich 
im Mittelalter verblutet hat. Und diefer Streit iſt zu 
neuem Leben entfacht, jeit die Kurie 1917 das alte 





*) Diefe Abhandlung entſtammt der Feder eines in den 
deutſchen kulturpolitiſchen und ſtaatsrechtlichen Fragen beſonders 
bewährten Juriſten und Parlamentariers. Erſchienen in der 
„Täglihen Rundſchau“ Nr. 315 vom 9. Juli, Nr. 319 vom 
12. Juli, Nr. 321 vom 13, Juli und Nr. 325 vom 10. Suli 1927. 
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kanoniſche Recht neu kodifiziert hat. Die Kreiſe des 
Staates und der Kirche durchſchneiden fi. Cine wirk- 
lid grundſätzliche Einigung kann es nicht geben. Kon- 
fordate wollen troßdem dieſe Einigung herbeiführen. Sie 
wollen eine Grenzziehung auch auf dem Gebiete grumd- 
gätzlich ſich gegenjeitig ausfdliegender 
Anjprüde bornehbmen. 

sm Gegenjag dazu beziehen ſich einfache ichlichte Ab⸗ 
machungen mit der Kurie auf Fragen, die mehr auf der 
Peripherie Tiegen, Fragen weniger innerkirchlichen, als 
außenkirchlichen Charakters. Sie beſchranken ſich in der 
Grensziehung zwiſchen Staat und Kirche auch auf die 
Sicherung des äußeren materiellen Zuſtandes der Kirche. 
— beziehen ſich auf die Umgrenzung der Diözefen, da- 
Baden auf die Wahl der Biſchöfe, die Organifation der 
en der Domkapitel ‚Sowie auf deren Dotation 
an Br Staat. Mit Rückſicht auf ihren Hauptteil, die 
uud Bund der Diözefen, pflegt man den päpftlichen 
une ag ſolcher Abmachungen Circum jEriptions 
nn a su nennen. Der grundjäkliche Unterſchied der Konkor— 
De on gewöhnlichen Abmahungen tritt auch in der Form 
z en ht der fie zum Abſchluß gelangen. Konfordate wer- 
Bu bon beiden Teilen, bon Staat und Kirche, unterfehrieben 
en nun al? Verträge publiziert, vom Staat in der für 
5 von der Kirche in der für Firchliche Anordnungen 
an dorm. Anders bei den jog. Circumferipli— 
Shen Ar er Papſt faßt den Inhalt einer mit dem 
Se — Abmachung in einer Bulle zufammen. 
müßt u prüft, ob der Inhalt der Bulle der vertrags⸗ 
En Abmachung entjpricht. Und nun publiziert der 
a ieſe Eircumferiptionsbulle regelmäßig mit dem Zu— 
— hr Inhalt der mit der Surie getroffenen Ab- 
Dielen — und daß er kraft jeines Soheitsrechts 
& A 3 bindende Kraft für feine Untertanen beilege. 
or Er & auch mit der Bulle de salute animarum 
3 8 gilt, danach feſtzuhalten, daß die Tircum— 
© war eine einfeitige Erklärung des 
— DaB ibrem Inhalt aber eine den 
Bent en en Staat gegenfeitig bindende 
E einbarung sugrunde Tiegt. Diefe Dar- 
egung zeigt, daß eine einfeitige Aufhebung, ein ein- 
le itiges Sichlosſagen bon dem Inhalt einer ſolchen Bulle 
techtlich weder dem Staate, noch der Kirche zufteht. Die 
altline Verſchiedenheit der Konfordate von anderen 
[bmadungen, ihre durch ihren Inhalt gegebene Heraus- 
bebung der Konfordate aus der Reihe aller anderen Ab- 
machungen zeigt, daß man fehr wohl ein grundfäßlicher 
Gegner aller Konkordate fein fann, ja, vom Standpunkte 
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des modernen Staates fein muß, daß man aber deshalb 
nicht jede Abmahung mit der Kirche abzulehnen braudt. 


° Die Frage, wo für den Staat oder die Kirche das Grund- 


fäßliche beginnt, von dem der eine wie der andere ohne 
Selbftaufgabe nicht abgehen kann, iſt nicht mit einem 
ficheren Urteil für jeden Fall und jede Zeit und jeden Ort 
zu entjeiden. Und deshalb ift die Grenze zwiſchen Kon- 
Tordaten und anderen Abmahungen nad) ihrem In— 
halt juriftifch nicht immer mit abfoluter Sicherheit zu 
entjcheiden. Und es wird ſich daher bei der Frage, ob man 
einer ſolchen Abmachung zuftimmen joll, aud für den 
grundſatlichen Gegner von Konkordaten immer darum han— 
deln, weldhen Inhalt jene Abmachung hat. 


Noch nie hat ein Konkordat zu wirk— 
lidem Frieden geführt. Das ift eine gejchicht- 
liche Erfahrung. Der Niederichlag dieſer geſchicht- 
lien Erfahrung ſteckt unjerem Wolfe in Fleiſch 
und Bluͤt. Das iſt ein Imponderabile, ein Gefühl, 
das ſich im Bewußtſein unſeres Volkes von Gejchlecht 
zu Geſchlecht fortgeerbt hat. Es iſt wirklich ein Stück Volks— 
bewußtſein geworden. Leidige Erfahrungen der Jahr— 
hunderte klingen darin an. Und weil wir alle ehr- 
fihen FSrieden Haben wollen mit unjeren 
tatholijhen Volkksgenoſſen, deshalb trei— 
den dieje Gefühlswerte zu einer Stimmung 
grundfäßlider Scheu gegen den Abſchluß 
von Kontordaten. 


Die Konkordate des vorigen Jahrhunderts mit Frank— 
veich, Defterreich und Bayern haben das Verhältnis von 
Staat und Kirche nicht gebejjert, jondern verjchlechtert, Haben 
den fonfefjionelfen Frieden gefährdet. E3 konnte und fann 
ja nicht anders fein. Nur an den Erfahrungen Bayerns 
jei das kurz nachgewiejen. Gleichzeitig mit dem Kon— 
torbat verkündete Bayern als Teil der Verfajjung ein 
Neligionsedilt, das dem Konkordat letztlich nur. jo weit 
Geltung zuerfannte, als e3 diefem Edikt nicht widerjpreche. 
Es gewährte 5. B. Neligionsfreiheit, Gleichberechtigung der 
Konfeffionen ufw. Die Folge war ein energiſcher Proteſt 
Roms. Nach weiteren Verhandlungen erklärte der baye- 
riſche Geſandte Häfelin in Nom, das Edikt gelte nur für 
Proteftanten. Die Negierung desavouierte den Gejandten. 
Der Staat erklärte jet, es ſei doch felbftverjtändfich, daß 
er feine Hoheitsrechte Habe aufgeben tollen. Das jei jo 
jelbjtverftändlich, daß man eine ausdrückliche Betonung 
und Erörterung für überflüfjig gehalten Habe. Für die 
Kurie war es ebenjo jelbjtverftändlich, daß fie feinen grund- 
jäslichen Standpunkt habe preisgeben wollen. Die Kurie 


2. 7 


nahm Anſtoß an der freien Wahl des Bekenutnif 
n frei s 
Erreichung des Unterjcheidungsalters. Die rer 


gung der Konfejjionen miderjtreite den göttlichen Prin= " 


zipien ber fathofijchen Kirche. J it kö 
{ { . Sertum und Wah 
vom Staate nicht gleich behandelt werden u. ae Ye 


Die Kurie warf dem Staate M veji i 
ER ie, n lentalrejerv: B% 
= a erwiderte, das habe er von der ——— 
ul ungen ſtreiften nad) dem Urteil eines Staat3- 
en Br ‚am gegenjeitigen Betrug. Und jo war es. 
fäßrien = A vergleichen und wagte nicht, jeinen grund- 
Ichloffen 7 andpunft auch nur zu nennen, innerlich ent» 
Ne, {'hn troß aller diafektiichen Umhüllungen auf 
An Diefe Unwahrhaftigkeit rächte jich. Der 
Serfaffung entſchloſſen, den Kätholiken den Eid auf die 
Säfelins Be berbieten, wenn e3 nicht bei der Erklärung 
en tebe. Die Differenzen gingen weiter. Mitglieder 
REIHE uner leijteten den Eid nicht. Cine Erflärung 
Berhäfint ung, daß der Eid ſich nur auf die bürgerlichen 
Een iile Desteße, genügte manchem nicht. Der Bijchof 
en egens urg leijtete den Eid ohne Vorbehalt, der von 
er 2 nahm den bon ihm unbedingt gefeijteten Eid 
Re e und feiftete ihn neu mit Vorbehalt, der von Bam— 
% gene auch den Eid mit Vorbehalt. Es kam zur 
Kenn Erklärung. Man ſchob alles auf „Mifver- 
Seniffen j je“. Mit dem Eid fei nicht beabjichtigt, dem 
Min Ien ger fatholifchen Untertanen Zwang anzutun; der 
nichts I an Dinge bezügliche Eid verpflichte zu 
Rickhenf en göttlichen Geſetzen oder den Fatholiichen 
Holle naungen entgegen wäre. Das Konkordat jolle in 
zu Beachten! g gejeßt werden. Es jei als Staatsgeſetz 


Konnte jo Frieden fommen? Nimmer! i 
: 55 ? rt! Der Staat hielt 
ne aufrecht. Und die der Kirche bfieben auch 
aberuffig m Da war das ganze Konkordat eigentlic) 
15 I ig. Man ſpann jogar die Ummwahrheit fort, tat 
Copa lei man einig, und beharrte beiderjeit3 auf jeinen 
Re dir Das waren denn reinficchliche Dinge? Nur die 
Be 62 ee ne ee Bois (er Staat es wollte, 
7 ie Kirche grundjäßlich als ſolche ſtets 
angejehen hat? Man war Na aan rg Br 


_ Diefe Vorgänge find typiſch. Die Zeit erwies, dab; das 
ae den Frieden nicht brachte; es wurde nicht 
uchgeführt, war undurhführbar. Das im Konfordat 
vereinbarte placetum regium, d. h. die vorgeſchriebene 
—— Erlaubnis zur Veröffentlichung kirchlicher An- 
—— wurde einfach nicht eingeholt. So hat nur 
er Biſchof von Bamberg die Erlaubnis zur Publikation 
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de3 Vaticanım erbeten. Der Projelytenmacherei be— 
günftigende Hirtenbrief des Erzbiichofs von München von 
1889 ijt ohne Genehmigung des Königs veröffentlicht. 
Und als der Erzbiichof von München 1907 das Plaget zur 
Veröffentlichung der Moderniftenenzyflifa einholte, iſt Ites 
nicht ohne eine gewiſſe Firchliche Rüge geblieben. Die 
Bedrängung der Proteſtanten unter dem Miniſterium 
Abel, der Proleſtanten zwang, vor der Monſtranz nieder- 
zufnien, ift noch in lebendiger Erinnerung. Die Erregung 
darüber zuckt noch nad. Cine Denkſchrift des bayerijchen 
Epijfopats dom 20. Oftober 1850 erbat troß des Kon— 
kordals des Religionsediktes und der Tegernſeer Er⸗ 
klärung, die volle Durchführung der mittelalterlichen An⸗ 
iprüche der Kirche — nicht in der Theorie nur, jondern 
als praftifche Forderung. Und am 14. Juli 1888 erbaten 
die Biſchöfe auf Grund eines päpftlihen Rundſchreibens 
vom 22. Dezember 1887 die Beſeitigung der Widerſprüche 
zwifchen dem Konkordat und dem Edikt. Der Prinzregent 
erklärte, dieſe Vorſtellung der Biſchöfe unberücfichtigt 
laffen zu müſſen. 

Man fieht: Differenzen überall! Differenzen zwiſchen 
Papft und BNchof, zwiſchen Kirche und Staat, zwiſchen 
Staat und Katholiken, zwiſchen Katholifen und Protejtan- 
ten, ja unter den Biichöfen, und dazu noch) Bedrängnis 
des Protejtantismus. So hat das Bayeriſche Konkordat 
nur die eine flare Folge gehabt, die unüberbrüd- 
bare Kluft zwiiden Staat und Kirche 
zwiſchen Broteftanten und Ratholifen von 
neuem tiefaunfflaffen au lajjen. Der Tegern— 
feer Frieden iſt nur ein Scheinfrieden. 

Die Befürchtung Tiegt nahe, daß das neue Bayeriiche 
Konkordat ähnliche Folgen zeitigen wird. Symptome 
Tiegen jeßt ſchon vor. Die Entwidlung ift 
zwangsläufig. Die grundfäglichen Gegenſätze find 
uniberbrücbar. Hält man fie aufrecht, und feiner der 
beiden Teile gibt fie auf, fo ift ein Vergleich eben un— 
möglid. Schließt man dennoch einen Vergleich, kommt 
man mit Worten, mit Dialeftif_ äußerlich über grund- 
jägliche Gegenfäge hinweg, fo rächt diefe innere Unwahr- 
haftigkeit fich durch ftet3 neuen Streit. Der Staat kann 
und darf und will feine HoheitSrechte im Rahmen der 
dem modernen Staat zufommenden Souveränität it 
preisgeben. Er würde ſich ſelbſt ſonſt aufgeben. 


Und deshalb kann die Parole nur ſein: Fein Kon— 
Eordat, fein Konfordat über die grundjäß- 
lich zwiſchen Staat und Kirche liegenden 
Streitpunfte Es fübrtzumUnfrteden. 
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Die Rechtsgrundlage. Die Weimarer Verfaſſ: 
Bewährung der Circumſkriptionsbullen. Anpaffung 
ER an die veränderten Verhältniffe. 

ie Bemühungen der Kurie zu Beginn des 19, = 
hunderts mit den deutſchen Staaten 2 ontorbate Sr 
ſchließen, find fehlgeſchlagen; nur mit Bayern Fam es zu 
einem Sonfordat. Die Verhandlungen mit den anderen 
Staaten mußten troß iahrelangem Hin- und Herreden als 
OL, abgebrochen werden. Es Tamı lediglich zu einer 
Aigen über einige wenige Punkte mehr äußerer Natur 
release Ernennung der Domfapitulare, Zumwen- 
Biden es Staates an die Kirche, Umgrenzung der 
naall diejen Dingen Haben Staat und Kirche ein 
ER Ale Eine Bijchofswanl ift auch) für den 
a N gleichgültig. ‚Nicht überall Haben die Dom- 
ur el das Recht der Biſchofswahl Der beutiche Staat 
De Sntereffe daran, daß der Bifchof aus einer Wahl 
sat her Männer hervorgeht. Dadurch wird auc die 
END der Tomlapitulare zu einer Angelegenheit ſtart 
re le, Ohne die finanzielle Unterjftügung, 
ie ee der Kirche gewährt, könnte Die Kirche heute 

Jene Abmachungen aus dem Beni 3 i 
Jahr hunderts ſind ſeilens des — anal ra 
B Eireumftriptionsbullen niedergelegt, fir Preußen in 
er Bulle de salute animarum vom 16. Juli 1821, für 
das damalige San nober in der Bulle impensa Roma- 
norum bon 1824 und für dieoberrheimni ſche Kirchen— 
—— alſo fir Württemberg, Baden, 
Sejlen, Thüringen ufw. in den Bullen Provida 
sollersque und Ad dominiei gregis custodiam von 184. 
ie borgejehene ftaatliche Publikation diefer Bullen ift er— 
feist, de Kerpen Di die KabinettSorder vom 23. Auguft 
21, die jene Abmachungen für „Alle, die es “ als 
techtSverbindlich erklärt. ee en 
£ Die jo getroffene von Bbeiderfeitigem Willen ge- 
agene und ſich gegenjeitig bindende Negefung bleibt 
bindend, bis fie, wie in dem erjten Aufjak dargelegt 
wurde, Durch beiderjeitiges Uebereintommen geföft ilt. 
Es it danac) für etwaige Verhandlungen mit ber 
Kurie davon auszugehen, daß heute in den deutjchen Län— 
bern ein durch Vertrag fejtgefegter Zuſtand bezüglich der 
eben hervorgehobenen Punkte bejteht. Eine einjeitige Auf- 
Hebung, jede von dem anderen Teile beliebte Nichterfüllung 
tt vertragswidrig. ES wäre unverantwortlid, 
eSmwäreunflug,wenndiefürdas Reid oder 
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Preußen verantwortliden Stellen diejen 
feften Nehtsboden bei etwaigen Verhand— 
lungen mitder Kurie verlafjjen wollten. An 
diefem Nechtszuftande hat auch die Weimarer Verfaffung 
nichts geändert. Es wird zwar für das Völkerrecht die Auf- 
fafjung vertreten, daß jeder Vertrag ſtillſchweigend die 
elausula rebus sie stantibus enthalte, daß er nur für, die 
Dauer der zur Zeit des Abjchluffes obwaltenden Umftände 
gelte. Es bleibe einmal dahingejtellt, ob dieſer Satz wirk— 
lich Nechtens ift, und ob er für Abmacjungen mit der 
Kurie vom rechtlichen und jittlichen Standpunkt aus An— 
erfennung beanfpruchen kann. Nach den Neben des Kultus- 
minifter8 Be der darf man annehmen, daß die Kurie jene 
Techtsauffaffung vertritt unter Hinweis Bi den Ueber- 
ang Deutjchlands zur Nepublif und — ie durch die 
95 Verfaſſung grundſätzlich feſtgelegte Trennung 
von Staat und Kirche, ſowie unter Hinweis darauf, daß 
der jegige Staat fein chriftlicher im Sinne des alten fei. 
Das ift jeltfam. Auch der alte Staat war Fein grundfäßlich 
chriſtlicher oder gar kirchlicher. Im neuen Staat hat die 
Kirche und gerade die Fathofifche Kirche weit größere Macht 
und Bewegungsjreiheit als im alten; der Fortfalf des 
proteftantifchen Summepiſkopats ftärkt die fatholifche Kirche 
gegenüber dem Proteftantismus. Die ftaatlichen Gegen» 
geiwichte gegen die Parteimacht des Zentrums jind ge— 
ſchwächt. Auch der Heutige Staat fehüßt die kirchlichen 
Feiertage, den Einfluß der Kirche auf den Religions— 
unterricht, macht diefen zum ordentlichen Lehrgegenftand 
feiner Schulen, anerfennt die Kirchen als öffentlich-rechtliche 
Korporation an, gibt ihnen ein Steuerrecht, gewährt ihnen 
finanzielle Zuwendungen ı. a. m. Der heutige Nechts- 
zuftand ift gerade der vom BZentrun und ber Kirche grund» 
fäßlich angejtrebte, nähert jich zum mindeften diefem mehr 
al3 dem frühern. Die Kurie kann fich alfo darauf nicht 
berufen, daß man dieſem Staate die Rechte von 1821 
nimmer eingeräumt haben wirde. Eher müßte ſie diefem 
Staate gerade mehr Konzefjionen machen. Die Kurie hat 
auch fonft anders gehandelt. Sie lie; das Franzöjiiche 
Konkordat, das Napoleon 1801 fir die Republik ſchloß, 
in Geltung, al3 Frankreich SKaiferreich, dann wieder Re— 
publik, dann Königreich, dann Saiferreich, dann Republik 
wurde. Sie beſtand auf deſſen Giltigkeit auch für Elſaß, 
als dieſes an Deutſchland Fam, Tief es dabei, als Frant- 
reich e3 aufhob und läßt es auch jetzt beftehen, als 
Elſaß wieder an Frankreich fiel. 


Die Kurie beruft ſich anjcheinend auf Art. 137 der 
Weimarer Verfaſſung: „Jede Neligionzgejellfchaft ordnet 
und berwaltet ihre Angelegenheiten jelbftändig innerhalb 
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der Schranten des für alle geltenden Gejeges. Sie ver— 
feiht ihre Aemter ohne Mitivirfung des Staates oder 
der bürgerlichen Gemeinde”. 

Die Verfajjung fennt danad) gar feine ſchranken— 
loſe Sefbjtändigfeit der Kirche. Die Worte „iuner— 
Halb der Schranfen des für alle geltenden 
Gejeges“ jind zu beachten. Der Staat will und ſoll 
auch bezüglich der Verleihung der firchlichen Aemter die 
Hände nicht in all umd jeder Beziehung in den Schoß 
legen und alles über ſich ergehen laſſen, aud) wenn etivas 
geichähe, das an den Grundlagen de3 Staates rütteln 
könnte. Wenn etiva ein Manı von der beutjchfeindlichen 
Einftellung nad) Art des verftorbenen Kardinal Mercier, 
1919 al3 Erzbijchof nach Köln gejegt wäre — würde Der Staat 
etwas derartiges haben dulden können? Nie umd nimmer! 
DVerartiges kann auc die Verfaſſung nie haben zulafjen 
wollen. Und jie läßt es auch trotz des Art. 157 nicht zu. 
Sie gibt dem Staate die Nechts möglichkeit, daß vom 
Standpunkte der politichen Staatsnotwendigfeiten aus 
Unerträgliche zu verhindern. 

Selbſtändigkeit, „innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Geſeßes!“ Kennt das Geſetz ſolche Schranken? 
Art. 101 gibt dem Reiche das Necht, Grundſätze auf— 
zuftelfen für die Nechte und Pflichten alfer öffentlichen 
Korporationen”. Dazu gehören auch die Neligionsgejell- 
ſchaften. Nach Abſ. III dajeldjt iſt weiter das Neid) zus 
ftändig für die Negelung des Rechtes der Beamten aller 
öffentlichen Körperichaften. Danach tann es feinen 
Zweifel unterliegen, daß auf Grund diefes Artitels 10 
das Neich die übrigens auch jefbftverftändliche Beftimmung 
treffen Tann, daß nur eim Deutjcher im Reiche Bijchof 
werden kann, weiter etwa, daß dieſer eine Vorbildung 
auf deutjchen Univerjitäten haben muß, daß der als Bijchof 
in Ausficht genommene Geiftliche dem Staate vorher zur 
Geltendmachung von Bedenken dieſer oder jener Art 
— tie dies übrigens in dem polniſchen twie lettiſchen 
Konkordat ausdrücklich vorgejehen ift — befannt gegeben 
erden muß, ober daß bei Bedenten des Staates die 
Verleihung des Amtes ausgefchloffen ift u. a. m. 
Nur im Bufammenhang mit Axt. 10 iſt Art. 137 
tichtig zu verſtehen. Und da darf man fich auch nicht an 
den Worten „ohne Mitwirkung” ftoßen. Das heißt doch 
nur: Die Entſcheidung ſelbſt ſteht allein bei der Kirche. 
Aber der Art. 137 will deshalb noch nicht jede Stellung- 
‚nahme de3 Staates ausjchliegen. Auch die Gemeinden 
wählen ihre Bürgermeifter felbjtändig ohne Mitwirkung 
des Staates. Aber die Wahl bedarf der Bejtätigung. 
Aehnliche Parallelen Liegen fich auch ſonſt ziehen. Die 
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Selbftändigfeit einer Regelung wird dadurch nicht berührt, 
daß eine andere Inſtanz, die bei der Entjhgeidung 
felbft nicht mitzuwirken hat, doch vor der endgültigen 
Beftallung in irgendeiner Weife jich zu betätigen hat. 

Die Verfaffung Steht, danad der Gel- 
tung der früheren Bereinbarungen nit 
entgegen. Die Beſchränkung einer Einigung auf die 
nur an der Peripherie liegenden Streitpunfte hat ſich im 
allgemeinen .und im Gegenjaß zu den Erfahrungen in den 
Ronkordatzländern. bewährt. Das zeigt eine bundertjährige 
Erfahrung. 

} Folgen, wie die in Bayern, find weder in Preußen nod) 
in den anderen unter die Cireumjfriptionsbullen faltenden 
Länder eingetreten. Gewiß hat, e3 auch hier nicht an Reibun⸗ 
gen gefehlt. Aber vom bedauerlichen Kulturfampf abgejehen, 
dejjen Aufflammen auf ganz andere Urſachen zurück⸗ 
zuführen iſt, hat Hier im allgemeinen, konfeſſioneller 
Frieden, und auch ein zum mindejten leidlicher Frieden 
zwijchen Kurie und Staat geherrjcht, jo daß ſelbſt Leo XIII. 
befennen mußte, das Land, „wo jeder Katholik un 
geftört und frei feines Glaubens Leben 
tönne jei das Deutjhe Neid” — aljo doch faſt 
alles Staaten, in denen durch Cireumjtriptionsbulfen, nicht 
durch Kontordate, eine Negelung ftattgefunden Hatte. 
Warum jollen wir an Ddiejem, nad) des 
Papſtes Heugnis, für den Katholiken jo 
günftigen Zuftand, etwas ändern? 

AM dies ſchließt natürlich nicht aus, daß die früheren 
Abmahungen an. Hand der bisherigen Erfahrungen und 
mit Nücjiht auf die veränderten Verhältnifje in dieſem 
oder jenem Punkte geändert und den Firchlichen wie ftaat- 
lichen Bedürfniffen von heute angepaßt werden. 

Wenn der Staat nur an dem Standpunkte unmweiger- 
Lich fefthält, daß die alten Vereinbarungen noch gelten. und 
daß es fi) immer nur um jene mehr an der Peripherie 
liegenden Dinge handelt, ift es unbedenklich, auf Wunſch 
der Kurie in Beſprechungen über ſolche Anpaffung eingu— 
treten. Es wird Sache der Kurie ſein, diejenigen Uns 
ftimmigfeiten zu bezeichnen, die fi aus der Erfahrung 
ergeben haben jollen. Ueber dieje, aber nur über dieje 
mag man reden. 

Staat und Kirche find auf ein freundſchaftliches Ver- 
bältnis angewiefen. Jede Spannung fchadet dem einen wie 
dem anderen. Die Kirche kann den Arm des Staates nicht 
entbehren. Und die fittlichen Impulſe, die die Kirche dem 
Staate zuzuführen imftande it, geben dem Staatsgefüge 
einen inneren Salt. In Erkenntnis diejer ‚Beziehungen 
Tiegt e3 in beiderjeitigem Intereſſe, ſolche Beſprechungen 
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in freundſchaftlicher Gefinnung und mit dem Willen gegen: 
feitigen Entgegentommens zu führen. Ob diefe Be- 
iprehungen zu einem Abkommen führen können, den der 
Staat zuftimmen Eönnte, muß vor allem von dejjen Inhalt 
abhängen. Der Staat wird bei jeiner Entſcheidung an 
den Lehren der Geſchichte nicht vorübergehen, nie der Horn 
eines Konkordats zuftimmen umd auf Machtvolltommen- 
heiten, ohne die der Staat aufhören wiirde, Staat zu fein, 
nicht bindend verzichten fönnen. Davon in einem Artikel 
unter befonderem Bezug auf die Säule. 


Kejultat: Die vor 100 Jahren geihaffene 
Rechtsgrundlage hat jih im a Tee Ki nen 
bewährt. Sie gilt nod heute. Die Weimarer 
Verfaſſung bat nichts daran geändert. Das ſchließt eine 
friedliche Auseinanderfegung über eine Anpafjung der alten 
Beltimmungen an die heutigen Verhältniffe nicht aus. 


I. 


Die Schulfrage. Gefet, Vereinbarung. Preisgabe 
von Staatshoheitsrechten. 


Das Reich oder ein Land, das dem Staate die lebte 
ung über die Schule nähme, handelte gegen 
en Geift und Sinn der Verfafjung. Das gefamte Schulweſen 
fteht unter der Aufficht des Staates (Art. 144). 
Sn —— elitien rt. 10, Ki 
! ( echti i um⸗ 
Anderen Inftanzen ſteht = influf e 
Schule nicht zu. er der Berfaffung Einjlup auf dt 


Verfafiung erſchöpfend benannt, i teht jol- 
dies Net nicht zu — auch besigtie = She nsuntet- 
vichtes nicht. Der Staat hat den Neligionsunterricht SM 


geſellſchaft unbefchadet deg f g deS 
Ctoates erteilt" —— 
— er een will, hat Tebtlich mur er 8U 

2 ſungsrechtlich hat er Bi r gand 
allgemein die Pflicht, den ———— Treberein- 
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ftimmung mit den Grundſätzen der betreffenden Religions» 
gejelljchaft zu erteilen. Wie er diefer verfaſſungsrechtlichen 
Pflicht nachkommen will, ift feine, allein ſeine Sache. Die 
für dag Schulweſen verantivortligen Stellen find in_bezug 
auf die Einlöfung diefer Verpflihtung nur dem Staate, 
feiner anderen Stelle, aud) nicht der Kirche verantwortlich). 
Nur das entſpricht den klaren Beſtimmungen der Ver— 
faffııng, ift die Holge des Auffichtsrechtes des Staates aud) 
beziiglich des Neligionsunterrichtes. 

Hätte der Staat der Kirche einen entjheidenden 
Einfluß auf die Schule oder auch nur den Neligionsunter- 
richt einräumen wollen, fo hätte dies in der Verfaſſung 
gejagt werden müſſen. Nun hat natürlich der, der die 
Verfügung über etwas hat, daS formale Recht, mit einen: 
andern über die Art der Handhabung diejes feines Rechts 
fich vertraglich zu einigen. Der Staatsbeamte übt nicht 
eigene Rechte aus. Er ift der Vertreter der Rechte des 
Staates, de3 Volkes, wie dieſe Nechte in der Verfaſſung 
niedergelegt find. Mag ber, der die Verfügung uber vie 
Staatshoheitsrechte auf dem Gebiete der Schule hat, mit 
anderen, mit der Kirche de jure fich rechtsgültig ber 
diefe Dinge einigen fönnen — dem Geift und Sinn 
der Verfaffung entjpricht es nicht. Er darf es nic. 
Sede Bindung bedeutet eine Preisgabe eigener Ent- 
iheidung. Dazu treten grundjäglihe Erwägungen. Der 
moderne Staat kann und darf die Schulhoheit nicht preis- 
geben oder auch nur abſchwächen. Die Schule wächſt ſich 
heute mehr noch alS früher zu einem der wichtigiten Zweige 
im Komplere der Staatshoheitsrechte aus. Nur unfer 
geiftiges Kapital ift uns geblieben. Es ift der hervor- 
tagendfte Wert in der Bilanz unferes Volksvermögens. 
Der Staat hat es zu hegen und zu pflegen in der Schule. 
Er, nur er ift Herr der Schule. Hier liegt eine Quelle 
der Stärfe jeden Staates. Die Gefhichte lehrt das. Auch 
nur oberflächliche Ueberlegung bejtätigt diefe Lehre als 
eine natürliche Entwidlung. Daran feftzuhalten it erme 
Staatönotwendigfeit. Jede Schwäche gerade hier wäre poli- 
tiſch höchſt unklug. Die Schule ift dasjenige Gebiet, auf 
dem die Anfprüche der Kurie — konſequent durchgedacht 
— feine Grenzen fennen al3 die der völligen Unterhöhluna 
der Nechte des Staates. Ob die Kirche diefe Anfprüche 
wirklich erhebt, iſt eine andere Trage. Aber da gerade 
auf diefem Gebiete die Anfprüche von Staat und Kirche 
fich vielleicht ichroffer noch gegenüberftehen, als auf irgend— 
einem anderen Gebiete, und da die Schule ein für den 
Staat fo befonders wichtiges Gebiet ift, jo wäre es politisch 
unverantivortlich. wollte der Staat ſich hier vertraglich die 
Hände binden. A das, was oben grumdjäglich über den 
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Abſchluß wirklicher Konkordate i ifft bier i 
{ gejagt ijt, trifft hier in 
Bejae ti Mühe zu. Die Folgen en ——— 
fie 2 Rei und die Länder nur 
in frage Fommen. Hulfrage durd Geſetz 
Jede Bindung würde zudem den fo nötigen 3 itt 
:, o nötigen Zortichritt 
—— des Schulweſens Ale ie Freiheit 
1 —— e — nur Beweglichkeit ermöglicht Fort 
aha chule hat in unferer unruhig und taftend 
den Zeit Wenegungereuinngerälsgefteilten in 
; ei i i 
an Staatevermaltung get vun U re an 
Au dies ſchlietzt felbitverftändlich eine Freund- 
Beige Süblungnahme ee 
6 5 a aus, ja fie iſt geboten, um ein friedliches, 
reibungsloſes Schulleben zu ermöglichen und zu fördern. 
Saat: Zurückhaltung ſchwört Gefahren herauf. Man 
© bedenken. Windthorit hat bei Schlichtung dei 
ulturkampfes gefagt: der eigentliche Aulturkampt, Der 
um die Säule, komme erjt noch. Möchte das Propheten- 
auge dieſes Eugen Mannes nicht richtig gejehen, haben, 
Niemand will die unglüdjeligen Zeiten des Nulturfampfe? 
en Sen Wir find Eines Stammes Glieder 
% 3 Kinder. Mi R i jeren 
Bahnen, Boltegenäffen wollen Frieden mit ume i 
,„ Anddiejer Stiedenift möglich. Nicht dur 
ein Konkordat. Bayern und al I 502. Auch 
nicht durch feſte allgemeine Vereinbarungen, wie fie dann in 
Eircumferiptionsbullen niedergelegt werden. Nein, wir 
jollen body aus der Gefgichte Ternen, Wenn im alten 


das daher, daß Staat und Kir ih di ! Einzel’ 
h k e fi er Eind 
fragen, 3%. die Einführung 19 nigionsbücern, 
unter der Hand verftändigten, md daß der Staat dan! 
aus eigener Madtvoli ommenheit die ent- 
Ber en ag 
A übrie. Das ift — vielleid eitgehend — 
für fatholiide Schulen gefcjehen, p a a niterialerlah 
dom 1. April 1922 und vom 15. März 1995. Die Mint 
fterialerlafje vom 16, März 1921 u 15. Oftober 1922 


ftand, ift es feit langen & : i g 
H R Jahren en, 

örjeben zwiſchen Staat und Kin ee erengen 

gekommen. Man regelte diefe ie jeduůch⸗ 


16 





friedlich. Man kam ſich entgegen. Und zeigten ſich Un— 
zuträglichkeiten, nun, jo ſuchte man fie in friedlichein 
Geiſte durch eine anderweite Regelung auszugleichen ıınd 
für die Zufunft zu verhindern. Es ift ganz beſonders 
GHarakterijtiih, daß dafür noch heute der Falkſche Erlaß 
bom 18. Februar 1876 maßgebend ift, aljo ein Kultur— 
fampferlaß des Kulturfampfminifters! Ein Beweis dafür. 
tie bei friedlihem Willen Frieden möglich ift trotz um— 
ftrittenfter Grundſätze! Soldem Vorgehen verdanken wir 
den Schulfrieden. 

Schon die Einbeziehung der Schulfragen in, eine 
Gireumferiptionsbulle wäre bedenklih. Grundfägliche 
Fragen gehören nicht in folche Bullen. Die Bindung des 
Staates auf Grund der der Bulle vorhergehenden Ab- 
madhung iſt eine zu allgemeine, wäre unzuläſſig, da fie 
ihon die arundsätliche Preisgabe eines der wichtigſten 
Staatshoheitzredite bedeutete. Es hat fi) voll bewährt 
daß die Eircumferiptionshullen fih auf einige menige 
äußere Angelegenheiten beſchränkten, die Schulfrage nicht 
einbezogen. Alſo halten wir aud) daran feit. Was hier 
von der Schulhoheit geſagt iſt, gilt grumdjäglich auch Yon 
allen anderen Hoheitsrechten. 

Nejultat: Regelung des Schulmwejens nur 
durch Gefeß, nicht durch Konfordat, nit 
durh Circumffriptionsbullen, Verftändi- 
gung mit der Kirche über die Gewähr, daß der 
Keligionsunterricht in Uebereinftimmung mit den rund» 
fäßen der betreffenden Neligionsgejellihaften erteilt wird. 
Dieje DVerftändigung hat ohne vertragliche Binduna in 
friedlihem Geiſte und in gegenfeitigem Entgegenfomuten 
zu erfolgen. Solche Verftändigungen beziehen ſich aus— 
ichlieglich auf den Religionsunterricht. Auch eine Preis— 
gabe anderer SHoheitsrechte ift ausgnefchloffen. 


IV. 

Die Zuftändigfeit. — Reich oder Länder. — Zu— 
wendungen des Staates an die Kirche. — „Nahmen- 
konkordat.“ 

Die Verfaſſung gibt ſelbſtverſtändlich der Kurie als 
ſo Ich er feinerlei Rechte. Auch die Rechte aus Axt. 142 ff. 
ftehen nicht der Kurie al3 folder zu. Die Verfafjung 
ijt für Deutjche, nicht für das Ausland, nicht für eine 
nichtdeutjhe Macht da. Die Art. 142 bis 149 ftehen in 
dem Teil der Berfaffung, der von den „Grundrechten und 
Grundpflichten der Deutjchen” Handelt. Die deutjchen 
Biſchöfe, die deutſchen Diözefen Haben Nechte aus diefen 
Beltimmungen, nicht die Kurie. Man erblide in diejen 
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BE u E 
ie zwei 
anderen abſchlie artner hat, und mit dem einen odt 
re ehtfches u ann, Die Verhandlungen find u 
bit man üÜbereimger gchüftt. Aber täufcht nicht allen 
" ic) ruhen au Taffen men, die Verhandlungen mit Ru 
— Fa um Lbrchne die Verhandlungen nit Preuß 
Beben: ftänden zu for gefommen find. Das it en 
Sn) de A: 
find beide su älder oder ift das Neil odt, 
Die Zr et Mo; machungen mit der gut 
Desien gen an alt uösberfaifung zuftändi fü 
€ Ben AUS, He, Prüfen, auch dom Slandxun 
file Die 4 et bie 08 Sontordat geunbjälich able", 
Elbe Buftang hteit fonftiger Vereinbarung 
18 igkeit gift. 


Grundjäglid ift das Reich nad) dem Ausmaß der 
ibm durch die Weimarer Verfaſſung zugewiejenen Stompeten- 
zen zu Abmachungen mit ausländiichen Mächten zuftändig. 
Das würde — völlig gleichgültig, od man die katholiſche Kirche 
als eine ausländiidje oder internationale Macht bezeichnen 
Kann oder nicht, eine Frage, zu ber ic) hier nicht Stellung 
nehme — auch für Abmachungen mit der katholiſchen Kirche 
gelten, wenn nicht Art. 10, 14, 137 der Berfajjung dem 
entgegenjtänden. 

Slad) Art. 10 hat das Neich — vgl. die Nr. I diejer 
Aufjäge — die Gejeßgebung über die für die Nechte und 
Pflichten der Religionsgeſellſchaften aufzuſtellenden Grund⸗ 
ſahe. Solche Grundſätze hat das Neid) im Art. 185 ff. ins 
bejondere im Art. 137 aufgeftellt. Es könnte noch weitere 
Crundſatze aufftellen. „Die Reichsgeſetze werden durch die 
Zandesbehörden ausgeführt, ſoweit nicht die Reichsgeſetze 
etwas anderes bejtimmen“, fo ſchreibt Art.14 vor. Ver— 
einbarungen mit der Kurie über die Regelung des Ver— 
hältniffes zwiſchen Staat und Kirche betreffen ihrem 
wejentlichen Inhalt nad) ſtets Ausführung ſtaatlicher Be- 
ftimmungen. Solange die Reichsgeſetze nicht eine andere 
Betimmung treffen, wiirde der Abſchluß folder Verein— 
barungen daher Sache der Länder fein. Solche Beſtim⸗ 
mung hat das Reich bis dahin nicht getroffen. Die Zu— 
ftandigkeit der Länder iſt daher zurzeit begründet. 

Ja, man wird noch weiter gehen müffen. Die Zu- 
ftändigteit des Neiches ift jogar ae re 
ihlojfen, als daS Reich durch bejonderes Reichsgeſetz 
die Ausführung der Art. 135 ff. nicht an ſich nimmt. Ein 
ſolches Gefet wäre, was den in diefer Beziehung wichtigiten 
Art. 137 betrifft, fogar ein verfajjungänderndeß. 
Denn Art.137 Abſ. 8 jagt: „Soweit die Durchführung 
diejer Beftimmungen eine weitere Regelung erfordert, 
liegt diefe der Landesgeſetzgebung ob.” Art. 137 ift ge- 
rade derjenige, der die Freiheit der Neligionsübung, die 
Verleihung Eirchlicher Aemter, die Trennung von Staat 
und Kirche, die Verleihung der Nechte öffentlich-rechtlicher 
Körperfchaften, die kirchliche Steuererhebung regelt —, 
alles Gegenftände, die gerade ftetS die wichtigjten bei Xer- 
einbarungen zwiſchen Staat und Kirche zu fein pflegen. 
63 ift alfo ein bverfaffungänderndes Ge- 
jet nötig. che das Keih an eine Regelung 
diefer®ingemitderKurieherantretenfann 
während ein einfaches Geſetz genügt, dem Reich die Be 
rechtigung zu Verhandlungen mit der Kirche über andere 
Dinge zu geben. Bis folhe Gejeke gegeben 
find, jind die Zänder allein für Verhand— 
ITungen mit der Kurie zuftändig. r 
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Kirchen aus diejen Vorgängen nicht zu. So hat das Reichs⸗ 
gericht erkannt. 

Die Zuwendungen des Staates 
von Jahr zu Jahr andere Ba angenommen. Sie haben 


an die Kirchen Haben 


ſich aud) in ihrer Höhe der Zeit, insbejondere der Teuerung 
angepaßt. Art. 135 der Berfafjung fieht eine Ablöfung 
durch die Länder vor nad) Maßgabe der vom Reich aufe 
zuftellenden Grundſätze. Ob eine Ablöfung durch Kapital 
oder durch eine fejte Nente zu erfolgen hat, mag dahin- 
geſtellt bleiben. Die Schwierigkeiten einer Ablöſung liegen 
auf der Sand. Ein entſprechendes Reichsgeſetz wird nicht 
jo bald fommen. Man denfe, die Ablöfung jei unmittelbar 
vor der Inflationszeit erfolgt. Welche Unzuträglichkeiten 
wären auch für die Kirche entjtanden. Die Teuerungswelle 
ift noch nicht zum Stilfftand gefommen, wir haben noch 
feinen fejten Binzfuß. 

Art diefe Tatſachen machen eine abjchlieende Ab- 
löſung — von den in ber Sache ſelbſt liegenden Schwierig. 
feiten abgejehen — für abjehbare Zeit unmöglich. Der 
Art. 138 ift ein recht umüberlegter Nevolutionsparagraph. 
Der Huge Erzberger forderte ſchon 1920 eine gejonderte 
gefetzliche Regelung diejer Zuwendungen. Cin Eingehen 
darauf ſcheint ausgeſchloſſen. Die in der Bulle de salute 
animarum geregelten Dinge gehören zufammen. Man kann 
Maß und Art der vom Staate der Kicche zu gewährenden 
Zuſchüſſe nicht als Einzelheit herausnehmen aus den 
zwijchen Staat und Kirche zu vegelnden äußeren Fragen. 
Solange die Länder dieſe Verpflichtung haben, joftten 
nur fie diesbezügliche Vereinbarungen mit der Kurie 
treffen. 

Schließlich noch ein Furzes Wort zum jog. „Rahmen- 
Zonfordat“. Mit dem Worte wird Er an bunden, 
daß das Neich in einem Konfordat diejenigen Mindeft- 
fonzejjionen feftjtellte, die jedes Land der Surie ein 
räumen müßte, — oder aber der Sinn, daß die Höchſt- 
fonzefjionen fejtgelegt wurden, über die fein Land hinaus- 
gehen dürfte. In beiden Fällen würden diejenigen das 
Neichsgefüg: Iodernden Folgen eintreten, die eben gejchildert 
murben. Das Wort Rahmenfonktordat oder Nahmengejeh 
mit Bezug auf bie Kontordatsfrage ift von ſachkundiger 
Seite gar nicht in diefem Sinne geprägt worden — viel— 
mehr nur, joweit ic) jebe, in dem Sinne, daß das Reich 
für zuftändig erklärt werden ſoll, darüber zu entſcheiden, 
ob beſtimmte Ausführungsmaßnahmen einer Vereinbarung 
mit der Kurie, noch im Einklang mit der Reichsverfaſſung 
ftehen. Und in dem Sinne ift der Gedanke ein frucht⸗ 
harer, fegensreicher, praftifcher. Es iſt leicht den Wort- 
Yaut einer Vereinbarung im Einklang mit der Berfafjung 
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zu bringen. Was alles aber der eine oder der andere in 
dem Wortlaut liegend erachtet, was er im Streitfall hin— 


eintragen wird und bei dem Abſchluß jchon Kineingetragen 
haben will — das erſt Hat zu jenen Differenzen Mr Bayern 
geführt. Und da gilt e3 denn allerdings einen Niegel durch 
ein Reichsgeſetz beigeiten vorzufcieben. Nur in dieſem 
Sinne follte mar von einer Rahmengejeggebung fprechen. 

Reſultat: Nur die Länder, nicht das Neid), 
find für den Abſchluß von Konfordaten 
oder ähnlichen Vereinbarungen zuftändig. 
Eine endgültige Regelung der Staatszu- 
wendungen ift nicht borwegzunehmen. Es empfiehlt 
fi) nicht, daß das Reich dieje Zuftändigfeit an fich zieht. 
dür ein Reichskonkordat über die in Art. 137 der Verfallung 
geregelten Verhältniſſe wäre ein verfaſſungs— 
änderndes Gejeß nötig. 
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Das ift ein Konfordat?” 


Sit diefe Frage nicht furchtbar überflüfjig und primitid, 
nachdem die deutjche Deffentlichkeit: Neichstag und Landtag, 
Theologen und Parteiführer, Lehrer und Sournaliiten, 
Wiſfenſchaftler und Praktiker aller Grade, evangelijches und 
Eatholijches Kirchenvolf ſich mit diejem Wort jeit Monaten 
zu bejchäftigen haben? Gerade aus diefem Wirrwarr der 
Stimmen wird offenbar, daß die Frage: 


Was ijt ein Konfordat? 


durchaus nicht überflüffig, fondern geradezu wejentlich ift, 
um in dem Streit der Meinungen den klaren Bli zu 
wahren und der Sache, um die es geht, gerecht zu werden. 

Sm allgemeinen herrjcht die Auffaſſung, ein Konkordat 
jet eine Vereinbarung zwijchen der Fatholifchen Kirche und 
dem Staat zur Negelung der Angelegenheiten, die dem 
kirchlichen und ftaatlichen Fragenbereiche angehören. Vom 
Grafen Weftarp über den Außenminifter Streje- 
mann und den Kultusminifter Beder bis zum Sogial- 
demofraten Sollmann tft man der Anficht, dab das 
Konkordat der praftifche Weg zur Regelung diefer Fragen 
jei. Der Generalfuperintendent der Kurmarf D. Dr. Di- 
belius Stimmt mit dem päpftlichen Sausprälaten 
D. Dr. Schreiber überein, daß das Wort Konkordat 
fein Mißtrauen und Unbehagen erregen dürfe. 

Was tft davon zu Halten? Niemand wird leugnen, daß 
die Rechtsſtellung der Fatholifchen wie die der evangeliichen 
Kirche in Deutſchland gejeglich geregelt und gefichert werden 
muß. Die Trennung von Staat und Kirche ift ein theore- 
tiiher Parteiwunſch, der nad Gejchichte und Struktur des 
deutichen Volfs- und Staatsweſens troß aller Umwälzung 
nicht zu verwirklichen ift. Weiter wird man zugeben dürfen, 
dag dieſe Regelung auf Grund einer Verjtändigung mit 
der geiftlichen Obrigkeit der römiſch-katholiſchen Kirche ftatt- 


— *) „Tägliche Rundſchau“, Beilage „Dienſt am Volk“ Nr. 16 
vom 24. April 1927 mit Zufäßen. 
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findet. Man laſſe diefer Regel ändi e 
einfahen deutſchen en NE nd 


Vereinbarung 


oder gebe ihr die auch bei der römiſche i äuchli 
a h ‚ ( n Kurie gebräuchlich 
un Siplomatiiege er einer ° on —— 
ihe der praktiſchen Verſtändigung mit der 
n Er ann — rein formell genommen — zu 
— un „unbehagen. feinen Anlaß geben. Wenn 
a en Oo tätinee eine Werjtändigung in 
— über den Inhalt wird anders zu reden ſein 
— ann wird man, wie Reichsminiſter Streſe— 
1 e3 wünſcht, leidenſchaftslos darüber jprechen können. 
Konkordate hingegen find 


nad; Geſchichte und Rechts fi 
Der tadharakter weſentlich 


von ſolchen rein praktiſchen Vereinb i 
! n ar D weſent⸗ 
Ban an darf man nicht, Se ae Neal: 
a Bererdneter Abficht, beroberflächtichen ober, ber- 
gle Re B a ieſem weſentlichen Unterſchied Liegen. 
ae ‚tt ben emdlofen Schwierigkeiten früherer Kon“ 
—— die Beweggründe zu dem heutigen 
N „gegen ie beabfichtigten deutſchen Reichs und 
Be tkordate. Wenn man, wie 3.8. der deutiche Reichs- 
ar un päpftliche Sausprälat D. Dr. Shrei- 
EEE eihstagsreden umd berfchiedenen Aufſätzen, 
an ie Aufregung über den beabfichtigten KRonfordats- 
abſchluß in Preußen und im Reich fei re echtigt, da doch. 
— ſeit 100 Jahren ein Kon — at mit der 
die Geldiät: Babe, jo berleugnet man damit, Towohl 
N Ei e ie au den Rehtsharakter der 
une zwiſchen Preußen und dent 
ee nn Be ernannte Breupen Det 
ordentlichen Gejandten bei i ; i 
übereinfommen Hier ooim Kuifan mit dem Auftrags, San: 


reich (1801/02) und Bayerng n 
Konfordat auftandezubringen u Ku 
gingen die Verhandlungen hin mb Fe Ja 


Der Verſuch ſcheiterte endgültig 


an dem unüberbrückbaren G ätzli 
Auffaſſung des zur Beratung Te un a 
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tieß den Gedanken an ein Konfordat fallen und be- 
‚gnügte ſich mit einer ? 
Konvention oder Vereinbarung, 

Die in der jogenannten Sirkumjfriptions-Bulle bon 
16. Suli 1821 und der jie beftätigenden Kabinett3order pom 
23. Nuguft 1821 beiderjeitig anerkannt wurde. Aehnliche 
Erfahrungen machten Baden, Hannover, Württemberg und 
‚andere deutiche Bundesſtaaten. So die Antwort der Ge: 
ſchichte. 

Der Rehtsharafter der Konkordate iſt ſtarl ums 
Stritten. Die Firchliche Privilegien-Theorie und die ſtaat⸗ 
liche Geſehes-Theorie kommen ſchwer zu einem Ausgleich. 
Deshalb begnügen ſich die Prakliker beiderſeitig, in dem 
Sonkordat Vereinbarungen zwiſchen Staat und römiſcher 
Kirche nach Art zwiſchenſtaatlicher Verträge zu ſehen. Aber 
-aud) der jo eingeftellte Praktiker darf nicht überjehen, daß 
diefe Verträge zum Unterſchied von anderen zwiſchenſtaat⸗ 
lichen Abkommen 

eine ganz beſtimmte Eigenart 


haben durch die Form des Abſchluſſes und durch 
die Tragweiteihrer Bindungen. Von der deut- 
schen Rechtswiſſenſchaft und erſt recht von den praktiſchen 
Politikern werden die Worte Konkordat und Kon- 
wention vielfach wechjelweije gebraucht ohne wejentlichen 
Unterjchied. Die römifch-Fatholiichen Kanonijten hingegen 
Drücken ſich beftimmter aus und behandeln die Frage der 
grundfäglichen Bedeutung der Konkordate eingehender. Der 
Huffallung des Taufchpartners nicht gebührend Rechnung 
tragen, bieße fi) einer verhängnisvollen Halbheit ſchuldig 
maden. Aus den Sonfordatsverhandlungen ſelbſt, und aus 
den einheitlich als vegelrechte, feierliche Konkordate bezeich- 
neten Urkunden geht die ganz bejtimmte wejentliche Eigen- 
art der Konkordate mit aller Deutlichfeit hervor. 
Konkordate find Vertragsformen der römischen Kurie 


von auferordentlicher Yeierlichkeit und grundſätzlicher 
Bedeutung. 


Es Tiegt ihnen das ganze Gewicht der hierarchiſchen Stellun 

des Papites und der Fanontjchen erhtenuffaffung De 
römischen Kirche zugrunde, Das iſt der Grund, weshalb 
Konkordate int hiſtoriſchen und eigentlich rechtlihen Sinne 
bis zur Neuzeit nur von Staaten mit überiviegend fatho- 
liſcher Bebölferung abgejchloffen werden Fonnten. Wohl 
weiß die römifche Kurie bei neugeitlichen Konkordaten dieſe 
grundfägliche Bedeutung zu dämpfen. So z. B. in dent 
fettifchen Konfordat vom 30. Mai 1922, das im Wortlaut 
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des Dokumentes jelbjt bald als Dispofition, bald als Kon— 


vention, bald als Konfordat bezei i i 

( zeichnet wird, jede grund 
N aerageibet und nur die äußeren Berheltniffe 
3 Sabre er len Kirche in Lettland vorläufig auf 
— er deutſchen Konventionen von 1821 


ee Zefürworter der Konkordate weiſen mit 
Ride über sul I daß die Anſchauungen der römijchen 
een sierner serhältnis don Staat und Kirche Wand- 
fas Vır ——— haben. Die Auffafſung eines Boni— 
oder eines Pius IX efannten Siweijchiverterbulle von 1302 
ande Al in ae Syllabus don 1864 ſei überholt;, 
Nechnung Deutlih om der modernen Geiſtesentwicklung 
römifch-fath liſch ich fei dies zu erkennen aus dem neuen 
niei bon on In Ahenzecht, dem Codex juris Cano- 
aber doc) tatfächlich oder ſteht zwar nicht ausdrücklich, 
tionstheorte, a dem Boden der Noordinas 
weiteres mit Öleiäher ensiest man onzahsiint ohne 
For ffi tigung. So z. B. Dr. ur. 
ee A ar ‚Neformierten Kirchenzeitung” Nr. 17 
wie fachlicher Sertu Das ift indes jowohl ein, ſprachlicher 
Rebenordrun m Koordination Fann höchſtens mit 
werden. Melche g und Auhberehtigung überſetzt 
deutlich die ne m diefe „Koordination“ hat, fagt 
Kirchenrechts des © deutiche Darftellung des Fatholiichen 
Kirchenrechtsgefchich Drofeffors des Kirchearechts und Der 
Albert Be en an der Umiverfität Yonn, Dr. 
Drganifationen Cetanı Sreiburg 1926): „Qede der beiden 
fouverän, die Bi aat und Kirche) ift für ſich in ihrer Art 
natürliden irge, freilig ob ihres über- 
Zwedes in Stiftungsharafters und 
ren Sinne" einem grundfäglich böbe- 
488): „Das ee 483) md weiter (Seite 
das "Koordinati anicherfeits au begehrende Ideal iſt 
Eintracht onsſpſtem, wonach Staat und Kirche in 
—79 Doch, gilt eg don vornweg zu 
arlaonh 435 Nblehthinvon einer Kot: 
fein fann, for bi Staatesundder pirche die Rede 
ein fann, fondern nur infofern, als beide in gewiſſer Din 
fi ir um = Sahrung ihrer vollen Souberänität au 
N en 1 finden, beitimmte Aufgaben gemeinjam löfen 
N neh ößt na oltem verlangt, daß der Staat d 
Dreigeht gebe, wie auch fie —— 
Si — ige i en darf. 
Sie beanſprucht jedoch Babe ri Te we. 
potestas directiva, indem fie Si id) 1 häupter nd: 


die Katholiten des Staates en bie inver«- 
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einbarfeit von Staatshandlungen und 
Staatsgejeten mit dem Sittengejeß, dem göttlichen 
Geſetz oder dem Kirdengejeß binweift und 
Verhaltungsmaßregeln gibt. Vielmehr muß ihr danach) 
auch das Recht zuftehen, ſelbſt in zeitlide Ange— 
legenheiten des Staates auf Grund ihres 
geiftliden Rechts und mit geiftliden Mit- 
teln einzugreifen, wenn um fittlicher und religiös- 
firchlicher Intereſſen willen, alſo ratione peccati, dies 
erforderlich ift (potestas indireeta in temporalia: Syſtem 
Bellarmins, gejtorben 1621; Syll. 1864 Ih. 24; vgl. 
Schreiben des Kardinalſtaatsſekretärs Merry del Val an 
den Erzbiſchof von Lyon 14. Dftober 1913). Auch die un— 
zeitigen Sanfaren des römtjchen Katholizismus zwingen 
dazır, hellhörig zu jein und, einer Veberwucherung des 
vömijch-Fatholifchen Geltungstriebes vorzubeugen. Es iſt 
mehr al3 eine rhetoriſche Floskel, was der Jeſuit Muder- 
mann noch am 13. April 1927 in der „Germania“ über 
den Primat des römischen Papftes im Bufammenhang mit 
der Ronfordatsfrage zum Ausdrud bringt: „Die Idee der 
religiös-moralifhen Herrjchaft wird im Abendland nicht 
mehr untergehen. Die Kirche wird ſich nie mehr darein 
finden, jemals das Joch des Staates auf fich legen zu lajjen. 
Es wird eine geiltige Macht da fein, die für alle Zukunft 
das Nichteramt über alle Rotentaten und über alle noch 
jo aufbegehrenden Gewalten der Erde in Händen haben 
wird. Cathedra Petri, Sit geiſtiger Herrſchaft, verzeihen 
den Prieftertums, reinſtes Abbild des Königstums Ehrifti, 
das in diefer Welt, doch nicht von diefer Welt ift.” 


Konkordate find Vertragsformen der römiſchen Kirche 
von außerordentlicher Verpflichtung. 


‚Ein Staat, der diefe Verpflichtung eingeht, fann fie 
nicht aus eigener Hoheit oder mit den üblichen Mitteln 
allgemeiner Diplomatie deuten, mildern und löſen. Er iſt 
in feierliher Weife an die Auffaſſung des Partners ge 
bunden und auf fein Entgegenfommen angeiviefen. In 
nebenfächlichen Dingen wird man fich leicht einigen. Wie 
aber bet großen Grundfragen, bei Staatsnotwendigteiten, 
die den Wünſchen und Beitrebungen der römiſchen Kurie 
widerfprechen? Letzten Endes wird der Staat nad) feinen 
Intereſſen und Lebensnotwendigkeiten enticheiden müſſen 
und einen Konflikt nicht ſcheuen dürfen. Dann aber klagt 
ihn die römiſche Kurie des Vertragsbruches an vor der 
Tatholifchen Welt. Die eigenen Fatholifhen Bürger emp— 
finden diejen Bruch als Kirchenverfolgung und Glaubens- 
bedrängung; der Kulturfampf ift hell entbrannt. 
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. Das find die Fußangeln auf dem Konkordatsgebiete 
die man nicht vergleihgültigen foll und deren Gefahr man 
nit veroberflächlichen darf. Neichsminifter Streje- 
— n war der Anſicht, die Konkordalsfrage ſei im augen- 
li nn nicht jo ſehr von der grundiäß- 
— ne bon der praftifchen Seite zu beur- 
— a er. auch der Praktiker muß fich eben um 
tiiden Yusı ſätzlichen Eigenart fi) ergebenden praf- 
fein: Mas in wirkung willen zunächſt dariiber klar 
fein: Wos ift ein Konfordat? it er fid deilen 
feierfife nn nn er eben aus praftifhen Gründen die 
dere, —— es römiſchen Konkordat3 meiden und an— 
ei enfeiti n ale Staatsweſen zuträglihere Formen 
Shwindet R 3 ichenpolitifher Vereinbarung anmwendeıt. 
a In fremde Wort und die fremde Art Kon- 

it der xö ann berliert der Kampf um die Verjtändigung 
aan miſchen Kurie ein gut Teil feiner Schärfe. Dies 
Bo Di ME iſt gleichfalls ein Gebot praftiider 


Dr, G. Ohlemüller. 
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Die „Konvention“ zwiſchen Preußen und 
der römiſchen Kurie von 1821.” 


Sn den gegenwärtigen Konkordatsverhandlungen wird 
vielfach Bezug genommen auf die 1821 durd) die Bulle „de 
salute animarum“ und die fie aufnehmende Kabinett3order 
zum Abſchluß gebraten Verhandlungen zwiſchen der 
preußijchen Regierung und der römijchen Kurie. Dabei iſt 
bejonders die Frage umftritten, in welchem Verhältnis die 
Rechtsform diejer Konvention zu der eines Konkordats steht. 
Zur Enticheidung darüber ift ein Eingehen auf die Asnterna 
der damaligen Verhandlungen von bejonderem Wert. 

Auch im preußiſchen Kabinett jener Zeit wurde die 
Frage der Rechtsform lebhaft erörtert. Die Kurie hatte mit 
Frankreich im Jahre 1801, mit Bayern im Sahre 1817 ein 
förmliches Konkordat abgeichlojien. Auch in Preußen war 
in gewifjen Streifen, zu denen insbejondere der preußiſche 
Gejandte in Nom, der befannte Gejchichtsichreiber Bar - 
thold Georg Niebuhr, gehörte, Stimmung für ein 
Konkordat vorhanden; aber die Mehrheit des Kabinett war 
mit größter Entjchiedenheit dagegen, wie fich aus den Ver— 
Handlungen zur Aufitellung einer ausführlichen Inſtruktion 
für Niebuhr klarſtens ergibt. Ueber die Notwendigkeit 
einer Neuregelung berrichte vor allem im Sinblic auf die 
unfichere Zage der katholiſchen Kirche in den weftlichen Pro- 
vinzen des Staates vollſte Einmütigkeit. Aber während 
man in den Vorverhandlungen den Ausdrud „Konkordat“ 
ohne Arg gebraucht hatte, heit es in dem abſchließenden 
Schriftwechſel an den Staatsfanzler v. Sardenberg vom 
4. Mai 1818 zur Vorlage an den König: „Nach reiflicher 
Vorbereitung beider Minifterien (Kultus umd Auswärtigee 
Amt) fei man zu dem Ergebnis gefommen, „daß ein Arran- 
gement mit Nom durchaus erforderlich ift“, dat aber dabei 
„der Name nicht gleichgültig“ ift. Wohl hätten katholiſche 


En ER 
*) „Tägliche Rundſchau“, Beilage „Dienſt I", Nr.26 
vom 3. Xuli 1997. ee 
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Herrſcher, wie die Könige von Frankreich und Bayern, Kon— 
fordate mit Nom — übrigens nicht —— Snbalts Ku 
abgeſchloſſen, aber die Deffentlichteit des ganzen evange- 
liihen Teiles von Deutjchland, welche auf Se. Majeftät den 
König bon Preußen als auf den Beſchützer der ganzen evan- 
geliſchen Kirche ſieht, würde am wenigſten einen Antrag 
EN reußens in Nom auf ein Konfordat erwarten. 
Dagegen jei eine Konvention zum mindejten über die 
Einteilung der Sprengel der Biſchöfe und Erzbijchöfe nötig, 
um unliebjame Einflüffe von römijcher Seite auf die 
preugifhe Monarchie möglichſt auszufchliegen. Daraufhin 
wurden im Kabinett folgende Beſchlüſſe gefaßt: 
. Breußen till fein Konfordat 
. die Form der Vereinbarun i i ? ion jei 
über bie Einteilung der Wlakınane Konvention ſein 
nur beim Drängen Roms fann aı —F imfaſſendere 
— 7— eingegangen le RR 
. dabei aber müffen die Souveränitätsrechte des Königs 
und le gloenisart als Beichiiger * evangeliſchen 
Deutſchlan gewahrt und jede Wendung vermieden 
werden, „aus welcher ſich eine Fügung im die Auto— 
rität des Papſtes folgern ließe”, 
Auf Grund diefer Kabinettsbeſchlüfſ— Bde nun Di 
Snftruftion für Niebuhr endgültig en m bone 
es: „Das Wohl der zahlreichen, der fatholifchen Religion 
guasfanen — St. Majeſtat des Königs und das 
Vohl des Staates ſelbſt erfordern die Miederberitellung 
eines beſſeren Buftandes, als derjenige ift, in welchen fich 
die Angelegenheiten der fatholifchen Kirche in der 
en ey jest befinden.” Dann wird die Ab - 
füpelkt Begründe: — 5at$ ausbrildlic und aus- 
Es wäre das erſte Beiſpi ines Konkordats 
zwiſchen einem Monarchen — und 
dem Papſt. Und obgleich in älteren Zeiten bei Verträgen 
aviihen katholiſchen Fürſten und dem Papſt in kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten der ame Konfordat darum 
gewählt worden zu fein fcheint, um anzudeuten, daB der 
Staat ebenjowenig als die Kirche etwas don ihren 
Grundfägen aufgeben, fondern beide nur ein feindliches 
Anftogen aneinander vermeiden und Harmonie, ſoweit 
e3 möglich, ift, herbeibringen tollen, diefe Benennung 
daher in Biefer und anderer Veziehung die richtigere iſt, 
fo hat fich doch feit dem Gricpeinen des franzöfiiben und 
bayerifchen Konkordats ‚die öffentliche Meinung tr 
Deutſchland in der preußiichen Monarchie ſich ſo deutlich 
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wider das Wort „Konkordat“ ausgeſprochen — da wohl 
die wenigften von der Sache einen erjchöpfenden Begriff 
haben —, daß es ſchon darum ratjam ijt, den Namen zu 
vermeiden. Da „Vereinbarung“, „Vereinigung“ auch 
nicht pajjend und nicht angemefjen iſt, Traftat und Kon⸗ 
vention and) für Gegenſtände von weltlichem Intereſſe 
geeignet find, jo möchte Konpention über ein Regu— 
lativ in geiftlichen Angelegenheiten der katholiſchen 

— SM. des Königs der paſſendſte Ausdruck 

ein.“ 

Für die Gegenwart ergeben ſich aus- dieſen den Akten 
folgenden Darlegungen eigenartige Parallelen und bedeut— 
jame Winfe und Fingerzeige: 

1. Die Konvention von 1821 ift bewußt und far in aus— 
drüclihem Gegenſatz zu der Nechtsform des Konkor— 
dats abgejchlojjen worden. 

. Die damalige Negierung Preußens ift fich der er- 
forderlichen Rückſicht auf die öffentliche Meinung des 
evangeliihen Teils Deutſchlands klar bewußt gewejen. 

. Auch) in der Gegenwart |pricht die öffentliche Meinung. 
des evangelifchen Deutjchlands in den Millionen von 
Unterjriften gegen ein Konkordat und in den zahl— 
Iojen Entichliegungen und Eingaben aller in Betracht 
fommenden Organijationen und Körperſchaften ein jo 
deutliches Wort, daß Negierung und Parlamente es 
fchlechterdings nicht überhören und unbeachtet laſſen 


fönnen. 
Fahrenhorſt, Berlin. 
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Römifches Konfordat und deutiche 
Geiſtesgeſchichte) 
Von Geh.Rat Prof. D. Mirbt, Göttingen. 


Ss iſt ſehr begreiflich, daß in der Erörterung der zur— 
im Vordergrund des öffentlichen Intereſſes ſtehenden 
donlkordatsfragẽ ihre politiſche und ſtaatsrechtliche Seite 
bejonders betont ‚wird. Denn die von dem Abjchluß eines 
Konkordates in diefer Nichtung zu erwartenden Wirkungen 
ſind ſehr erheblicher Art und haben eine weitgreifende 
— — — für SER Bolfsteil, ſondern 
} ie deutſchen aatsbir i ⸗ 
—— h taatsbürger evangeliſchen Be 
An der Spitze der ſeit 1918 von der Kurie ab— 
geſchloſſenen Konkordaten ſteht die Anerkenn ung des 
en Rechtes, daS uns in dem Codex iuris 
<ı jet in neuer Faſſung vorliegt. Diefes kirchliche 
Necht ift eine Schöpfung der Fathofifchen Kirche, die viel- 
leicht den ſtärkſten Beweis ihrer gewaltigen Kraft darſtellt. 
Yahrhunderte hindurch Hat diejes geiftliche Necht dem peit 
lichen Necht nicht nur koordiniert gegenübergeſtanden, 
jondern es zugleich beherrſcht. In der Fortdauer dieſes 
kanoniſchen Rechts in der Neuzeit haben wir den Beweis 
des konſequenten Strebens zu erblicken, den früheren kirch⸗ 
lichen Einfluß feſtzuhalten oder zuxiidzuerobern. Bei der 
Frage nach einer Anerkennung dieſes kanoniſchen Rechtes 
durch einen weltlichen Staat in der Form eines Kon— 
forbates Handelt es jich nicht darum, ob bie eine oder 
andere Feſtſetzung dieſes Rechtes von dieſem weltlichen 
Staat als zweckmäßig zugeſtanden werden fan. Die Be— 
deutung der Anerkennung des kanoniſchen Nechtes auf dem 
Wege eines Konkorbates Tiegt vielmehr darin, daß: Diejes 
Tanonifche Necht al? Ganzes von dem in Frage kommenden 
Staat anerkannt wird. Und zwar anerkannt wird durch 





*) ‚ Tägliche Rundſchau“ Nr. 198 vom 29. April 1927. 
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einen quajisvölferrechtlihen Vertrag! Da bie Deutſche 
Neichsverfafjung den Katholiken wie den Evangelifchen freie 
Neligionsausübung zugejteht, iſt ihnen damit Die Neligions- 
freiheit in dem Umfange gejichert, als dies dem modernen 
Empfinden und modernen Grundjägen entjpricht. Ueber 
dieje Linie hinaus führt die Anerkennung des kanoniſchen 
Nechts. Dabei iſt zu bedenken, daß diejes kanoniſche Recht 
unabhängig vom Staat und zum Teil im Gegenjaß zur 
ihm entftanden und aufgebaut it. Die Anerkennung dieſes 
geiſtlichen Rechtes ſtellt aljo eine Kapitulation des 
Staates vor der katholiſchen Kirche auf dem 
Gebiet des Rechtswéſens dar und iſt ein Ver⸗ 
zicht auf ſeine Autonomie. Die Situation wird dadurch 
noch bedrohlicher, daß dem kanoniſchen Recht es über⸗ 
laſſen bleibt, die Grenzen feiner Zuſtändigkeit ſelbſt zu 
bejtimmen. Es iſt auch nicht ausgeſchloſſen, daß dieſes 
Necht Erweiterungen und Ausgeſtaltungen erfährt, die über 
den Wortlaut des jeßt im Geltung ſtehenden Codex iuris 
canonici hinausteichen. Es ijt ferner zu beadjten, daß 
diefes Tanonifche Necht nicht auf deutſchem Boden er» 
twachjen ijt, jondern fremden Urfprungs it: es iſt römijch- 
katholiſches Necht. Da das Necht jedes Volles der Ausdruch 
ſeines Geiftesfebens ift, Täuft die Anerkennung diejes ka— 
nonifchen Nechte3 durch das Deutſche Neich darauf hinaus, 
daß ein Stüd des deutſchen Geiſteslebens unter den 
entjcheidenden Einfluß dieſes Nechtes tritt, refpeftive der 
zurzeit von ihm ausgehende Einfluß anerkannt wird. In 
den. Konfordaten der jüngjten Vergangenheit ift die Ber 
ftimmung über den autoritativen Charakter dieſes Fano- 
niſchen Rechtes das Entſcheidende. Alle dieſem grundlegen— 
den Paragraphen folgenden Spezialbejtimmungen find 
Einzelausführungen und Folgerungen für einzelne Gebiete 
des Lebens. 

Es iſt eine unter Beweis zu ftellende Tatfache, daß 
im Laufe des 19. Jahrhunderts, vor allem! feit dem. 
Batikanijchen Konzil die gefamte Kirhenverwaltung 
ftarf zentralijiert worden ift. Um fich die Wand— 
lung der Berhältnifje klar zu machen, braucht man bloß 
die Stellung eine! Biſchofs in der Gegenwart mit der 
Pofition zu vergleichen, die er dor Hundert Jahren ein— 
genommen hat. Diefe Zentralifierung hat zur unaus— 
bleiblichen Folge, daß der Raum für Betätigung von 
Selbſtändigkeit für den einzelnen Bifchof wie für den ihm 
unterftelften Klerus immer Heiner geworden ift. Kann es 
wirklich im Intereſſe des Deutfchen Reiches Tiegen, dieſe 
in dem oder feitgelegte Zentralijierung zu befeftigen und 
dadurch dem deutjchen Katholizismus indirekt die Wege 
zu eigenartiger Weiterentwidlung zu verjperren? 
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3 fanır ferner nicht gefeugnet iverden, daß durch 
ein Konfordat wie das bayerijche die Macht des Kle- 
zus über das Unterrihtswejen und damit jein 
Einfluß aufdas Geifteslceben ganz auferordent- 
Ti)  gefteigert wird, Wir Laien dahingejtelt, wie 
Ti das Verhältnis der zurücgedrängten und von der 
Teilnahme an der Ficchlichen Verwaltung jerngehaltenen 
Laienwelt in Zukunft etwa geſtalten mag. Wuch hierbei 
{ft zu fragen, ob das Deutjche Neich auf dem Boden, den 
es ſich in ſeiner Reichsverfaſſung geſchaffen hat, gut daran 
tut, möglichen Weiterenttviclungen in den Weg zu treten. 

„Die Gefchichte des 19. Jahrhunderts liefert interejfante 
Belege auc; dafür, da die Freiheit geiffigen 
Lebens und Schaffens innerhalb der Fathofijchen 
Kirche mehr und mehr eingeengt worden iſt. Der 
Verlauf des Falles Wittig Hat weiten Kreifen die über— 
zafchende Tatſache bekannt gegeben, daß die Firchliche 
Gabe römiſcher Oberbehörden auch jeßt noch voll im 

ange ift. Wir nennen dieſen Fall nicht etwa aus ber 
Vorftelfung heraus, daß der genannte Gelehrte etiva von 
protejtantijcher Seite veffamiert werden Fünnte. Es iſt uns 
wohl befannt, daß er ein guter Katholik ift und ein jolcher 
bleiben will, aber die Zenſurierung eines ſolchen Mannes 
hat eine Seite, die nicht nur die Fatholifche Kirche angeht. 
Dir haben auch hier zu fragen, ob es im Intereſſe des 
Staates liegt, Beftrebungen dieſer Art Vorſchub zu Leiften. 

l Endlich iſt darauf hinzuweiſen, daß die Uebertragung 
eines Konkordates tie etiva des Bayerijchen in die Praris 
mit Notivendigfeit darauf hindrängt, die Fonfejfio- 
nelfe Abichliehung des von dem. Fatholijchem 
Schulweſen umjpannten Teiles der Bevöfferung zu ver— 
volfjtändigen und zu verjchärfen. ES befteht die Be- 
fürchtung, daf die interfonfejjionellen Beziehungen zwiſchen 
eiden Kirchen in Deutjchland dadurch in einer für den 
fonfeffioneffen Frieden gefährlichen Weife beeinflußt wer- 
ven, daß die Berijjenheit zwiſchen beiden 
Konfefjionen fi vergrößert. 
= Unter diefen Umjtänden ift der Abjchluß eines Kon— 
ordates geeignet, una mit großen Sorgen zu erfülfen. 
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Römiſches Konfordat und deufiche 
Schule.‘ 


Der ziveite Hauptteil der Neichsverfaffung umfaßt die 
„Grundrechte und Grundpflichten der Deutſchen“. „Nicht 
ohne Abficht find die in fünf Abjchnitten aufgeführten 
Grundrechte und Grumdpflichten als deutjche bezeichnet. 
63 ſoll dadurch nachdrücklich betont werden, daß es ſich hier 
um rein deutjche Probleme handelt, dag Einzelperion, 
Gemeinfchaftsleben, Neligion, Bildung und Schule, 
Wirtichaftsleben in allen ihren rechtlichen Beziehungen jo 
tief in das deutſche Volkstum und in das deutjche Seelen- 
leben eingreifen, daß alle daraus fich ergebenden rechtlichen 
Fragen nur durch eine rein deutjche Geſetzgebung ge- 
regelt werden Fann. 

Zu den Artikeln, die in dem Abjchnitt: 


Bildung und Schule 


verfaſſungsgemäß reichs- und landesgeſetzlich zu regeln find, 
gehören auch die Schulartifel, gehören dor allem die Ar— 
tifel 146 und 149 der N®., die für das kommende Neichs- 
ichulgejeg bejtimmend find. Daß alle Bildungs- und Er- 
stehungsfragen erjt recht 
deutſche Fragen 

find, bedarf Feines Nachweiſes. Das find deutſche 
Fragen ſchlechthin. Und doc) zeigt der Vorgang in Bayern, 
daß auch die Schulprobleme noch; anders gelöft werden 
fönnen als auf dem Wege ftaatlicher Geſetzgebung, nämlich 
durh ein Konfordat, einen ftaatlihen Ver— 
trag mit der römiſchen Kirche. Sicherlich ift durch 
die ftaatlihe Veränderung nad) der Revolution eine Neu— 
regelung der Beziehungen der Kirchen zu dem Staate not- 
wendig geworden, Dieje Regelung müßte aber als deutiche 


*) „Zägl. Rundſchau“, Veilage „Dienft Pr 
a ſch g ienſt am Bolt" Nr. 17 
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Angelegenheit ſtaatsgeſetzlich geſchehen. Es könnte auch 
noch, wenigſtens von vielen, die konkordatliche Form der 
Vereinbarung getragen werden, wenn fie fich nur auf 
Fragen kirchlicher Organijation und der Staatzleijtung an. 
die Fatholifche Kirche bezöge, borausgejegt natürlich, daß. 
dadurch die Stantshoheit oder die Suterejfen der evange— 
liſchen Kirche nicht beeinträchtigt würden. Wenn aber dieje 
Vereinbarungen wie in Bayern nun aud in Preußen, 
Württemberg und im Reich, wo zurzeit Konkordatsverhand- 
lungen geführt werden, ſich auch auf Schul- und Bildungs» 
fragen erſtrecken ſollen, dann muß gegen dieje Abficht aufs 
ſchärfſte Front gemacht werden. Und das nicht nur von. 
ebangelifcher Seite, Hier heißt e8: 


Hände weg von deutſchen Grundrechten. 


Schul- und Bildungsfragen find deutſche ragen 
ſchlechthin. Nur auf dem Wege ftaatlicher Befegebung 
fan hier dem deutfchen Rechtsempfinden Genüge gejchehen. 
Denn da8 große Miktrauen gegen ein Konkordat hat nicht 
zum wenigjten feinen Grund in der Seimlichfeit, mit 
der die Verhandlungen jeither mit einer außerdeutfchen 
Snftanz betrieben werden. Dadurch entfteht die ſicherlich 
berechtigte Befürchtung, daß es die Schul- und Bildungs- 
fragen find, die dieje Heimlichfeiten bedingen. Um hierin 
tar fehen zu können, will der größte Teil des deutſchen 
Qoltes eime parlamentariiche Behandlung aller Schul- und 
Bildungsfragen. Neicherat umd Reichſtag oder auch 
Staatsrat und Landtag Fönnen fi) dann mit den Fragen 
ausgiebig bejchäftigen. In breiter Deffentlichfeit wird dag 
Für und Wider erörtert, Sachverſtändige können gehört 
werden, und beide Vertragsteile kommen jederzeit zu Wort. 
Seimlichkeiten find dabei ausgefchlojfen. Zweideutige For— 
mulierungen oder Begriffsbeſtimmungen werden faum vor— 
kommen. Und dieſes iſt gerade in Schulfragen wichtig. 
Alles dies fällt bei Ronfordatsverhandlungen fort. 

Noch weitere formelle Gründe jprechen gegen eine Kon— 
fordatslöfung der Schul- und Vildungsfragen. Konfordate 
ind Verträge auf lange Dauer und können nicht einfeitig. 
abgeändert werden. Sie leiden aber, wie alle Kompromiß— 
berträge, exit recht ſolche, die in berichiedenen Spraden 
abgefaßt werden, unter einer Dehnbarkeit und Vieldeutig⸗ 
keit der Begriffe, für die es im Falle von Meinungsber— 
Ichiedenheiten feine übergeordnete Schlihtungsinftang gibt. 
Staatsgeſehe Fönnen in dieſem Falle abgeändert oder durch 
eime Erklärung der oberjten Snftanz eindeutig gemacht 
erden, Unter einem Konkordat ijt eine Abänderung oder 
eindeutige Erklärung ſchwer zu erreichen. Zeder Vertrags- 
teil wird zunächſt an jeiner ihm günftigen Auffaffung und 
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Auslegung feithalten. Hier läge alfo Konfliktsftoff 
amifhen ER und Kirche bor, der gerade auf dem Gebiete 
der Schule und Erziehungsarbeit verhängnisvoll werden 
könnte. Ebenſowenig könnten pädagogiſche Erfahrungen 
oder kulturelle Notwendigkeiten, die eine Abänderung oder 
Ergänzung einzelner Gejegesbeftimmungen erwünſcht oder 
notwendig erſcheinen lafjen, in einem Konkordate Berüd- 
fihtigung finden. h 

Endlich jprechen, wie ſchon angegeben, vor allem jad- 
lihe Gründe gegen eine Fonfordatliche Regelung der 
Sculfragen. 

Schulfragen find Sciefalsfragen eines Volkes. 


Das gilt befonders heute vom deutfchen Volke. Ihre Rege⸗ 
lung erfordert ein ſolch tiefes Verſtändnis der deutſchen 
Volksſeele, ihrer Eigenart und ihrer Bedürfniſſe, erfordert 
eine jold) klare, Einficht in die geiftigen Kulturbedürfnifie 
des deutichen Volkes und feine Zufunftöziele, daß es fr 
biele Deutfche, nicht nur evangeltiche, ſchier untragbar iſt, 
über dieſe Schickſalſsfragen eine augerdeutjche Inſtaug 
mit entſcheiden zu daffen, deren Intereſſen aud) einmal den 
deutjchen Intereſſen jtrads entgegenstehen Fünnten, und die 
dann bon diefem deutich-gegneriihen Standpunkte aus 
Fontorbatsbeftiimmungen ausgelegt und angewandt willen 
wollte, 

Diefe Stellungnahme weiter, beſonders evangeliicher, 
deutſcher Kreife entipringt Feineswegs einer Kulturkanipf- 
ftimmung, bedeutet auch Feine Unfreundlichteit gegen die 
Fatholifche Kirche, erſt recht Feinerlei Schädigung berechtigter 
katholiſcher Schulintereffen; fie entjpringt lediglich nur der 
inneren Ueberzeugung, dag Schul- und Bildungsfragen 

rein deutiche Angelegenheiten 
fein und Bleiben müſſen, deren Regelung zu den Grund- 
rechten nur der Deutfchen gehört. — 

Nur eine klare und eindeutige Erklärung der Kon- 
tordatbeteiligten oder die baldige Vorlage und Verabſchie⸗ 
dung eines Reichsſchulgeſetzes kann hier Beruhigung koffer 
un Deutihland vor einem ſchweren inneren Konflilt be 
wahren. 
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Breußiſche Generaliynode und 
Konkordatsfrage.) 
Ken Von Prof. Dr. Holjtein, Greifswald. 

„, Keine ‚Stage hat daS evangelifche Volk Altpreußens und 
mit ihm die Generaljynode und in ihr wiederum den Ver- 
faſſungsausſchuß jo lange und jo eingehend bejchäftigt wie 

Konfordatsproblem und Konkordatsgefahr. 


Keine andere Frage drückt jo ſchwer und Iajtend auf die 
gegenwärtige kirchenpolitiſche, ja £ultur- und geijtespolitijche 
es Deutjhlands und des preußifchen Staates wie 
ieje. 

Zu ihr Stellung zu nehmen, war die Pflicht der 
Generaliynodaltagung von 1925; gegenüber der vielfad) ver- 
änderten, ja zum Teil ganz neue Züge tragenden Lage der 
Gegenwart dies erneut zu tun, ift die Pflicht diefer General- 
Hnode. Denn das evangeliſche Volk Altpreußens wartet auf 
Führerruf; ſich dieſer Erwartung zu entziehen, würde ein 
ſchwerſtes Verkennen des Berufes und der Verantwortung 
dieſer unſerer Körperſchaft bedeuten. 

Keine leichte Aufgabe war damit geſtellt. Denn einmal 
galt e8, aud) von diefer Stelle Her der Ieidenjchaftlichen Welle 
evangelifchen Bewußtſeins, die in diefen Tagen mit mächtiger 
Gewalt weithin durch unjer Volk geflutet ift, Ausdruck zu 
geben. Aber e3 galt auch nicht minder, in allem Bewußtſein 
der zu faſt unerkräglicher Spannung gejteigerten Situation 
die eherne Ruhe kirchen- und ftaatsmännifchen Sandelns zu 
wahren, die eben diejer Situation mit reftlofer Entſchloſſen— 
beit ins Auge blidt, bewußt und gewillt, das ihr anvertraute 
Schiff fiher durd) die Zone erhöhter Gefahr dahinzuſteuern. 
Denn daran ift Fein Zweifel: 

Das Schickſal evangelifhen Kirchentums, deutſchen 

Geiſteslebens und nationalen Einheitsgedankens 

wird auf Jahrzehnte hinaus beftimmt werden durch 

die Art und Weife, wie diefe Situation fi) löſt. 

Ernfte Bedenken und verantwortungsſchwere Sorgen be- 
gleiteten darum jede Silbe, jedes Wort unjerer Formulie— 
tung, nicht ohne daß in diefer und jeder Einzelvendung 
mancher Ausgleich; verfchiedener Meinungen iiber Sinn und 


*) „Zäglihe Rundſchau“, Beilage „Dienjt am Volk“, Nr.19 
tom 15. Mai 1997. 
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Technik diejer Sormulierungen zu vollziehen war. Vielfach 
wurde eine Verjtärfung in Ton und Haltung der Erklärung 
nad) der Richtung hin gewünjcht, wie jie in zahlreichen ſpon— 
tanen Kundgebungen aus dem Kirchenvolk uns entgegen- 
trat. Aber man jand ſich darin, daß die Sprache der ver— 
faßten Kirche um ihrer geijtigen und geijtlihen Cigenart 
willen ihren bejonderen und zurüdhaltenderen Stil zu 
wahren babe. Einmütig und einjtimmig trägt der Ver— 
faſſungsausſchuß den Entwurf diejer Entſchließung bor fie 
bin, und wir find gewiß, daß er einmütig und einjtimmig 
von der gejamten Generaliynode, durd) alle Gruppen hin 
und über alle Firhenpolitiihen Differenzierungen hinweg 
von ihnen aufgenommen werden wird — einmütig und ein- 
ſtimmig darin, daß jet ein Dreifaches not tut. Einmal: 
ein letztes ernites Wort Hinauszurufen an alle 
verantwortlichen Männer in Staat und Politik, 


ein Wort der Warnung vor der ſchweren Belaftung des fon- 
feſſionellen Friedens, der Schädigung deutſch-evangeliſchen 
Kirchen- und Glaubenstums, der Erſchütterung des Staats- 
bewußtſeins und deutſcher Geiſtesgemeinſchaft, das aus ihrem 
Handeln entſtehen kann. 

Zum Zweiten: feierlich zu bekunden das Vertrauen, das 
wir zu den berufenen Führern in Kirchenſenat und Ober— 
tirchenrat, deren Schuß und Vertretung der evangeliſchen 
Intereſſen in amtsmäßiger Arbeit in die Hand gegeben it, 
begen. Sie jollen willen und alle Welt joll willen, daB, 
alterserprobt und neubefeitigt, 


das Vertrauen des geſamten altpreußiſchen Kirchenvolkes 
hinter ihnen jteht. ? 
Und drittens: Sollte ſich die gegenwärtige Zage im wei— 
teren Werden der Dinge fo zuipigen und verfchärfen, daB 
eine Gefährdung der elementarjten Zebensbedingungen des 
evangeliichen Volksteils im preußiichen Staat eintritt, dann 
verlangen und dann erwarten wir, daß wir als General- 
ionode erneut zufammentreten. Das ift das Iekte, ja, das 
den ganzen Sinn unjerer Erklärung erjt eigentlid) Boll- 
endende. Wir wollen nicht Worte ſprechen und ausein— 
andergehben, jondern wir find entſchloſſen, Taten zu tun. 
Wir wollen ung nicht ausſchließen laſſen bon der weiteren 
Entwidlung der Dinge, jondern, tut eg not, die gejammelte 
Kraft umferes gejpannten Willens einjegen. Denn die 
deutſche Deffentlichkeit muß ſich wohl oder übel daran ge— 
mwöhnen: 
20 Millionen evangelifde Preußen laſſen ſich nicht 
ausſchalten, wenn es um die hochſten Dinge deut- 
ſcher geiftiger Zukunft geht. 
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Anhang I. 


Morklauf der in Bekracht fommenden 
firhenpolififchen Urkunden 
nad) den amtlihen Aftenftüden. 


1. Konfordat zwiſchen Seiner Heiligkeit Papſt Pius XI. 
und dem Stante Bayern. 


Seine Heiligkeit Papſt Pius XI. und der Bayerijche 
Staat haben, vom gleihen Verlangen bejeelt, die Lage der 
katholiſchen Kirche in Bayern auf eine den veränderten Ver- 
hältniſſen entſprechende Weiſe und dauernd neu zu ordnen, 
beſchloſſen, eine feierliche Uebereinkunft zu treffen. 

. Bu dieſem Bwede Haben Seine Seiligfeit Papſt 
Pius XL. zu Ihrem Bevollmächtigten Seine Exzellenz den 
Heren Apoftolifhen Nuntius in Minden und Erabilchof 
von Sardes Monfignore Dr. Eugen Racelli und die 
Bayeriſche Staatsregierung zu ihrem Bevollmächtigten 
Seine Erzellenz den Seren Staatsminifter des Aeußern, 
Dr. Eugen von Knilling, den Seren Staatzminifter 
für Unterricht und Kultus, Dr. Franz Matt, und den 
Herrn Staatöminifter der Finanzen, Dr. Wilhelm Kran 3- 
ned, ernannt, die, nachdem fie ihre beiderjeitigen Woll- 
machten ausgemwechjelt und für richtig befunden haben, über 
folgende Artikel übereingefommen find: 


Art. 1, 
$ 1. Der Bayeriſche Stant gewährleiftet die freie und 
öffentliche Ausübung der ———— 
82.,Er anerkennt das Recht der Kirche, im Rahmen 
ihrer Zuſtändigkeit Geſetze zu erlaſſen und Anordnungen zu 
treffen, die ihre Mitglieder binden; er wird die Ausübung 
diejes Rechtes weder hindern noch erihiveren. 


$ 3. Er fichert der Fatholifchen Kirche die ungeftörte 
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Kultübung zu. In der Erfüllung ihrer Amtspflichten ge- 
nießen die Geiftlihen den Schuß des Staates, 


Art. 2. 


Orden und religiöje Kongregationen können den fa- 
noniſchen Bejtimmungen gemäß frei gegründet werden. Sie 
unterliegen von jeiten des Staates feiner Einſchränkung in 
bezug auf ihre Niederlaffungen, die Zahl und — vorbehalt- 
li der Beitimmung des Art. 13 8 2 — die Eigenſchaften 
ihrer Mitglieder _jowie beziiglih der Lebensweiſe nad; 
ihren Firchlich genehmigten Regeln. — 
., „Soweit fie bisher die Rechte einer öffentlichen Körper- 
ſchaft genoffen haben, bleiben ihnen dieje gewahrt; die 
übrigen erlangen Rechtzfähigfeit oder die echte einer 
öffentlichen Körperjchaft nad) den für alle Bürger oder Ge- 


ſellſchaften geltenden gejeglichen Beitimmungen. Ihr Eigen- / 


tum und ihre anderen echte werden ihnen gewährleiftet. / 
In bezug auf den Erwerb, den Beſitz und die Verwaltung 
ihres Vermögens jowie in der Drdnung ihrer Angelegen- 
beiten unterliegen fie Feiner bejonderen ftaatlihen Be-_ 
Ihränfung oder Aufficht. ‚ 


Art. 3. 


$ 1. Die Ernennung oder Bulaffung der Profeſſoren 
oder Dozenten an den theologijchen Fakultäten der Univer- 
fitäten und an den philojophijch-theologiichen Hochſchulen 
ſowie der Neligionslehrer an den höheren Lehranitalten 
wird jtaatlicherjeitß erit erfolgen, wenn gegen die in Aus— 
ficht genommenen Kandidaten von dem zuftändigen Diözefan- 
bifchofe Feine Erinnerung erhoben worden ift. 

8,2 Sollte einer der genannten Lehrer von dem 
Diözefanbiichofe wegen feiner Lehre oder wegen feines fitt- 
lien Verhaltens aus triftigen Gründen beanftandet wer- 
den, jo wird die Staatsregierung unbeicadet feiner ſtaats- 
dienerlihen Rechte alsbald auf andere Weife für einen ent- 
Iprechenden Erjag jorgen. 


Art. 4 


$ 1. Der Unterricht an den theologifchen Fakultäten 
der Univerjitäten und an den »philofophiic-theologiihen 
Hochſchulen muß den Bedürfniffen des briefterlichen Be— 
nie nad) Maßgabe der Firdlichen Vorſchriften Rechnung 
tagen. 

$2. An den philofophifchen Fakultäten der beider 
Univerfitäten — Ion Ken ſoll wenigftens je 
ein Profeſſor der Philoſophie und der Geſchichte angeftellt: 


4. 





— 








Bu az ul u u —— — VE 
werden, gegen den Hinfichtlich feines katholiſch-kirchlichen : Art. g: 

Standpunktes feine — er it. i In allen Gemeinden müffen auf Antrag der Eltern 
$ 3. Der Religionsunterricht bleibt an allen höheren oder fonftigen Erziehungsberechtigten, katholiſche Volks— 
Lehranſtalten und Mitteljchulen wenigjtens im bisherigen iäulen errichtet werden, wenn bei einer entjprechenden 
Umfang ordentliches Lehrfad). Schülerzahl ein geordneter Schulbetrieb — jelbjt im der 
Form einer ungefeilten Schule — ermöglicht ift. 
Art.5. = 

$1. Der Unterricht und die Erziehung der Kinder Art. 7. 1 

an, den Fatholifchen Voltsſchulen wird nur ſolchen Lehr⸗ 81. An allen Volksſchulen — abgeſehen bon dei, in 
kräften anvertraut werden, die geeignet und bereit find, U6j.2 erwähnten Fällen — bleibt der Religionsunterricht 
in berläfliger Weiſe in der Fatholiichen Keligionglehre zu ordentliches Lehrfach. Der Umfang dieſes Keligionzunter- 
unterrichten und im Geifte des Tatholiichen Glaubens zu tichtes joll_ im Einvernehmen mit den kirchlichen Ober- 
En e en A Ua „ DEISUNER dem gegenwärtigen 

2. Die Lehrer und Lehrerinnen, die an katholiſchen Stande nicht gekürzt werden. . 
Volksſchulen — En wollen, a ae ihrer Sollte der Bayeriſche Staat in etlichen Schulen rehtlic) 
Anftellung nachweiſen, daß fie eine dem Charakter diejer nicht in der Lage jein, dem Neligionsunterriht den Cha⸗ 
Säulen entipredende Ausbildung erhalten Haben. Diele tafter eines ordentlichen Lehr faches zu erteilen, jo wird 
Ausbildung muß fich beziehen fonohl auf den Religions⸗ wenigſtens die Erteilung eines privaten Neligionsunter- 
unterricht wie auch auf jene Fächer, die für den Glauben richts durch die Bereitſtellung der Schulräume ſowie durch 
und, die Sitten bedeutungsvoll jind. Die Erteilung des deren Beheizung und Beleuchtung aus gemeindlicen oder 
| Religionsunterrichts jeßt die Missio Canonica Hurd Pen ſtaatlichen Mitteln fichergeftellt. 

Diöseſanbiſchof voraus, $ 2. Den Schülern der Volksſchulen, Mittelſchulen 
3 3. Der Staat wird bei der Neuordnung der Lehrer und höheren Lehranſtalten wird im Benehmen mit den 
bildung, für Einritungen jorgen, die eine den obigen kirchlichen Dberbehörden geeignete und ausreichende Ge- 
Grundſätzen entſprechende Ausbildung der für katholiſche legenheit zur Erfüllung ihrer religiöfen Pflichten gegeben. 
en Beftimmten Lehrkräfte ſichern E — 

‚sa ben Prüfungskommiſſionen, die für die Er i > h 
teilung der Lehrberäp kn an Die tatholifken De $ 1. Die Beauffihtigung und Leitung des Religions- 
ſchulen zuftändig find, erhalten die Firchlichen Oberbehörden unterricht an den Volksſchulen, Mittel hulen und höheren 
mindeftens für die Priifung aus der Neligiongfehre eine Lehranftalten werden der Kirche gewährleiftet. 
Susenelene Vertretung. e $ 2. Dem Biſchof umd, feinen Beauftragten fteht das 
— — Nach der Neuordnung des Lebrerbildung”. Neht zu, Mißſtände im religiös-fittlihen Leben der Fatho 


) anſtalte ® ; :o Bo liſchen Schüler wie auch ihre nadteiligen oder ungehörigen 
bildung oder die Beruffiche Atabil oder 2eeinfluffungen in der Schule, insbejondere etwaige Ver- 
Lehrerinnen zu übernehmen, wird der Staat bei ihrer our legungen ihrer Glaubensüberzeugung oder religiöfen Emp- 


lafjung auch beftehe rer findungen im Unterrichte bei der ftaatlichen Unterrichts- 
/ gationen enteo selten ber Orden und Kong behörde zu beanftanden, die für entjprechende Abhilfe Sorge 
Böalinge merpen fölen privaten Amftalten vorgebild en Be Art. 9 
gef hriebenen woitfenenz diefe Anftalten die ftanttich DOT — 
iſſenſchaftůchen Bedingungen erfüllen, 


Mafaabe Her alla $ 1. Drden und religiöſe Kongregationen werden unter 


N emeinen Beiti allichen den allgemeinen geſetzlichen Beftimmungen zur Gründung 

BETEN Auoelaffen. fimmungen zu den fta dee und Führung von Privatichulen zugelajlen._ 2 Be 
2% rwerbung d un ii. Bolt?” nung bon Berechtigungen an derartige ulen erf 

ſchulen, Mitt g der Lehrbefähigung für 9 zie m : dfäßen. 
Ueberttagung ot Ien und höhere Lehranſtalten ſowie, nach den für andere Privatſchulen geltenden Grundſätz 


es Reh : Zaun örigen 
bon Orden und refjgine Toms wird für die Angehöttiun 
Bedingungen geminnaten Kongregationen an Feine ander 


als für Laien, 
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82. Von Orden und religiöfen Kongregationen ge- 
leitete Schulen, die bisher den Charakter öffentlicher Schu- 


43 








len gehabt haben, behalten ihn, ſofern jie die an gleich— 
artige Schulen gejtellten Anforderungen erfüllen. Unter 
den gleihen Vorbedingungen kann auch neuen Schulen von 
Orden und SKongregationen diejer Charakter durch die 
Staatöregierung verliehen werden. 


Art. 10. 


$ 1. Der Bayeriſche Staat wird jeinen auf Geſetz, 
Vertrag oder bejonderen Kechtstiteln beruhenden ver— 
mögensrechtlichen Verpflichtungen gegen die Fatholiiche 
Kirche in Bayern ftets nachkommen. Die vermögensredt- 
lichen Verpflichtungen, die im Konkordate von 1817 felt- 
gelegt find, werden durch folgende Vereinbarung erjeßt:. 


a) Der Staat wird die erzbiſchöfli iſchöflichen 
zbiſchöflichen und biſchöflich 
— die Metropolitan- un Domfapitel mit eimer 
R otation in Gütern und ftändigen Fonds auzitatten, 
a arlie Reineinfünfte fi) bemeffen auf der 
tundlage jener, die im erwähnten Konkordate feit- 
geiebt find, wobei dem Geldiwerte vom Jahre 181 
ehnung zu ttagen iſt. Sierbei wird für eine freit 
trhliche Verwaltung der Dotationsgüiter Sorge 9° 
tragen werden. Solange eine folhe Dotation nich! 
de nr Weiſe überwieſen werden kann, wird 
er Staat dafür eine Jahresrente leiſten, die unter 


Zugrundelegung der i 7 felt- 
] im Konkordate von 1817 10 
en en etbflichtungen und in Anlehnung, at die 


r Aufwendungen des Staates fir Jene 
Kanne Stvede, den jeweiligen wirticaftligen Seit 
een angepaßt wird. 
Nugsbur Geldleiitungen an die 6 Diözejanbiichöfe neh 
und Speyer vnarbung, Würzburg, Paſſau, ẽichſtã 
‚jollen die gleichen fein. i 
fie m 8 Deibbijcöfe erhalten eine Gehaltszulage, nn 
it: fie wind nbarımg vom Sahre 1910 —— 
itiehhitdebenfalis den jeweiligen dirtſchaftlich 
en niffen angeglichen werden. n 
N Dar gebiter haben 2 Dignitäten (Dompropf 
die Domtapikn ; die Metropolitanfapitel zählen der 
—— Aber Ranoniter; die einen mie die be 
dienft beftinmte pa den Chor- und Ordina — 
ür die anoniter die bereits das 70. gebenEieh, 


aurücgelegt j A 
find, En, Haben ‚oder die nicht mehr dient nis. 


: m Einveritä , x 
tegierung Kogh tjtändniffe mit der ch⸗ 
folge ———— mit oder ohne Recht auf re 


halten wie die et die die gleichen Besüge 


Smäßigen Kanonifer. 
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ce) Den Generalvikaren und biihöflichen Sefretären wird 
der Bayeriiche Staat eine Dienjtentichädigung an- 
weiien, deren Höhe ebenfalls den jeweiligen Wirt- 
ihaftsverhältnifjen anzugleichen tit. 

d) Zur Zeit der Erledigung eines erzbijchöflichen oder 
biihöflichen Stuhles der Dignitäten, Kanonikate oder 
Vikarien wird der Betrag der vorerwähnten Einfünfte 
zum Beſten der betreffenden Kirchen erhoben und er- 
halten. 


e) Sowohl den Erzbijchöfen und Bijchöfen als den Digni- 
tären, den 5 bzw. 4 älteren Kanonikern und 3 älteren 
Vilaren wird eine ihrer Wiirde und ihrem Stande ent» 
iprehende Wohnung angewiejen. 


f) Die Fonds, Einkünfte, beiveglihen und unbeweg— 
lichen Güter der Domkirchen und ihrer Fabriken wer- 
den erhalten werden ımd, wenn jie zur Unterhaltung 
der genannten Kirchen, zu den Ausgaben für, den 
Sottesdienft und zur Beſoldung der nötigen weltlichen 
Diener nicht binreichen, wird der Staat das Fehlende 
ergänzen. 

8) Für die ergbiichöflichen und biichörlichen Drdinariate, 
für das Kapitel und das Archiv wird ein geeignetes 
Gebäude überlafjen; für Dedung etwaiger Fehl: 
beträge der DOrdinariatsbedürfniiie gilt Yuchitabe f 
entiprechend. 


b) Der Boyeriſche Staat wird an die beftehenden, nad) 
den Beitimmumgen des Codex juris canoniei ein- 
gerichteten Nnaben- und Priefterfeminare angemefjene 
Zuſchüſſe leiſten. 


i) Für die Emeriten ſorgt der Staat durch Ausſtattung 
der Emeritenanſtalten mit ausreichender Dotation 
oder, durch entiprechende Zuſchüſſe zu Gmeriten- 
penfionen. 


k) Werden mit Eimverftändnis der Staatsregierung 
Seeljorgeftellen neu errichtet oder bejtehende umge- 
wandelt, jo werden zur angemefjenen Ergänzung des 
Einkommens der jeiveiligen Stelleninhaber Itaatliche 
Mittel im Rahmen der bisher üblichen Leiftungen für 
a osgegpnihigen im allgemeinen zur Verfügung 
geitellt. 


Im alle einer Ablöfung oder Neuregelung der auf 
Sejeß, Vertrag oder bejonderem Rechtstitel beruhenden 
Staatlichen SZeiftungen an die Kirche fihert der Bayeriſche 
Staat die Wahrung der Firchlichen Belange durch Aus- 
gleichsleiftungen zur, die entjprechend dem Anhalt und Um— 
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fange des Nechtsverhältniffes unter Berücfichtigung der 
Selöverhältniffe vollen Erjag für das weggefallene Recht 
gewähren. 
$ 2. Soweit ftaatliche Zuſchüſſ⸗ i a 
E er hüfje oder Mehraufwendun— 
gen nicht benötigt werden, Fönnen Firchliche Stellen frei 
errichtet oder umgewandelt werden. 
8,3 Die ftaatlichen Gebäude und Grundſtücke, die 


zurzeit unmittelbar vd i i . 
ſchließlich der Orden 55 mittelbar Zwecken der Kirche ein 


g mat beräußert werden. Die a 
& veſitztum zu erwerben und als Eigent! 
u haben. 3 9 : 5 scher 
Üehe unberleßt je. erworbene Cigentum foll in gleicher 


$ 5. Die Kirche ba £ 
J——— hat das Recht, auf der Grundlage der 
bürgerlichen Steuerliften ee: — 


Der Bayeriſche S il, flege 
— Staat wird in feinen Straf-, Pflegen 
— Krankenanflalten Ik es durch Anftellung 
feine often eine oder auf andere zwertmäßige Weile, AU! 
Seelforger für * entſprechende Seelforge einrichten. ° 
dem Diözefanbif It uralten werden im Benehmen MM 

Bei d ufgeſtellt. = 
hier, —— ehmigung von Anſtalten anderer Unter 
daß die ——— Staat tunlichſt dahin 
Dr Tl Jan eh 


3 Art 49 
Abgeſe Art. 12. zart 
der Seele pon Kleineren Nenderungen, die im Interene 
gen, die fic) in set UNd abgejehen von jenen Ver] pieb! BE 
rungen ergeben, mingelnen Sällen als Folge von V mp en 
und Diözeſen nicht berän jenae Stend der Kirchenpropi 


54, In Se, Tet. 18. nee 
riſchen Stantese bliet auf die Aufwendungen des, 2a, 
Kirche in der Sejtumn © Besüge der Geiftlichen WILD nor 
der Diözefanpifgn I und Verwaltung der Diözefen, ——— 
umd für die Erteinanftalten jowie in der Prarrieee en 
Volksſchulen mc Geiles Religionsunterrichtes an 

46 verwenden, die 


a) die bayerijche oder eine andere deutſche Staatsange- 
börigfeit haben, 

b) daS Reifezeugnis eines deutſchen vollwertigen huma- 
niſtiſchen Gymnajiums bejigen, das aud) auf Grund 
privater Studien und an einer vom Staate aner- 
fannten Privatanjtalt eriworben werden fann, 

e) die don der Kirche vorgeichriebenen philofophich- 
theologiichen Studien an einer deutſchen jtaatlichen 
Hochſchule oder an einer den Beltimmungen des 
©. 1365 Cod. iur. can. entſprechenden deutſchen 
biſchöflichen Hochſchule oder an einer päpftlichen Hod)- 
ſchule in Rom erfolgreich zurüdgelegt haben. 


sS2 Desgleihen müjjen bei Orden und religiöjen 
Kongregationen jowie bei deren Niederlafjungen die 
Obern, die in Bayern ihren Sit haben, die bayerijche oder 
eine andere deutiche Staatsangehörigteit beiten. Unbe- 
rührt bleibt das Necht der Drdensobern mit anderer 
StaatSangehörigteit, die ihren Sit außerhalb Bayerns 
Jaben, perjönlich oder durch einen Wertreter ihre Häufer in 
Dayern zu bifitieren ſowie das Necht der Ordenätlerifer, 
ihre pBilojophifch-tHeologiiggen Studien an ihren Ordens- 
ſchulen nach Maßgäbe des Cod. iur. can. c. 1365 zurüdzu- 
legen an Stelfe der in 81Buchſt. e genannten Anitalten. 


Art. 14. 

’ 3 1. Im der Ernennung der Ergzbiſchöfe und Biſchöfe 
yat der HI. Stuhl volle Freiheit. Bei Erledigung eines 
erabiihöflichen oder biihöflihen Sites wird das beteiligte 
abitel dem SL. Stuhle unmittelbar eine Lifte von Kandi- 
daten unterbreiten, die für das biſchöfliche Amt würdig und 
für die Zeitung der erledigten Diözele geeignet find; unter 
diejen wie auch unter Jen von den bayeriſchen Biſchöfen 
und Kapiteln je in- ihren entſprechenden Triennalliften Be- 
geiäneten behält ich der HI. Stuhl freie Auswahl vor. Vor 
der Rublitation der Bulle wird diejer im offiziöfer Weiſe 
mit der Boyerijchen Negierung in Verbindung treten, um 
m berfigern, dag gegen den Kandidaten Erinnerungen 
po Sg Natur nicht obwalten. 

= 2. Die Bei - Ranonifate bei den erzbijchöf- 
lichen und a — geſchieht abwechſelnd durch 
freie Uebertragung des Diözejanbiichofes nah Anhörung 
2 Kapitels und durch Wahl der Kapitel vorbehaltlich der 
Beſtimmung des c. 177 Ood. jur. can. t 
s dem gemeinfamen kanoni— 


., Die Dianitz eh 
ichen Rechte bermen werden nad) 
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s3_ 3m Hiublick auf die Aufwendungen des Vaye- 
eigen Staates für die Bezige der Seeljorgegeiftlichen 
wird die Kirche vor Ernennung der Pfarrer der Staats 
tegierung die Perjonalien des in Ausjicht genommene 
Geiſtlichen mitteilen; allenfallfige Erinnerungen Del 
Staatsregierung jollen in möglichjit kurzer Zeit erfolgen. 
Die ftaatlihen Patronat- oder Präjentationstechte Or en 
jonderen kanoniſchen Nechtstiteln bleiben in der bisherige 
Form unberührt, 






Art. 15. Me 
Sl. Sollte ſich in Zukunft bei_der Auslegung bar 
ſtehender Bejtimmungen irgendeine Schwierigfeit —— 
o werden der HL. Stuhl und der Bayeriiche Staat gem 
ſam eine freundichaftliche Löſung herbeiführen. , 
$ 2. Mit dem Inkrafttreten des gegenwärtig 3 nicht 
fordates wird das Konkordat vom Sabre 1817 alS 
mehr geltend erklärt. Inſoweit bisher erlaſſene und ® 
in Kraft befindliche Landesgeſetze, Verordnungen AN Rider: 
ügungen mit den Beltimmungen diefes Vertrages in 
ſpruch ftehen, terden fie aufgehoben. 


Er — Art. 16. — 
—— Ratifikationen werden möglichſt bald, ausge 


hielt 
. dieſer 
en, und das Konkordat wird mit dem Zeitpunkte 


ieſer 


Auswechfelung 
gin, Kraft treten. ie nach“ 
genannten glaubigung des Vorſtehenden Gaben an torbat 
Re nn & snmärtiae 
unterzeichnet. ächtigten u aeme 


Minden, den 29, März 1924. 


. (98) Eugenio Racelli, * 
— di —8 a Unoftolien er dei 
J Dr. Eu ibli Staatsmintctiſter 
Seuberen Sgeg vong mitt ne gi Staatsminif er 
Nr Unterricht Nnd Rullus, > (gez3.) Dr- Bil 


2 . ——— 
rausneck, Stantsminifter der Finanze 
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2. Erklärung der bayeriſchen Regierung zum Konkordat. 


Dem Mantelgeſetz vom 15. Januar 1925 als Anlage bei— 
gegeben und zugleich mit dem Mantelgejet im Gejeß- und ar 
ordnungsblait für den Freiltaat Bayern (1925, 68) veröffentlicht. 


In Kammern die in der Erklärung angezogenen Geſetze und Be— 
jtimmungen. 


RS : i ß Konfordat 
sm Sinbliddarauf, ae ift für 
1 


in Bayern auch Zandesg he Zert mab- 


e 
jeine Auslegung der deut 
gebend. 


Zu Art. 182: Art. 137 Abi. II der Reids- 
nee hier durd die Beftimmungen 
des Art. 182 des Konkordats und des Ar e- 
bj. I der Verträge mit den beiden ebang 
liihen Kirchen nicht berührt. 


„Jede 

„rt. 187 bi. IM der Reichsverfaſſung lautet: „sed? 

Religionsgejellichaft ordnet ee: ihre Angeleo 

beiten, jelbftändig innerhatb der Echranfen, des fir air 
geltenden Geſetzes. Sie verleiht ihre, Aemter ap e. 
tirfung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde. 

Art. 1 


82 kennt 
vertrages) Tautet: „Er erische Staat) nahe 
das Recht der A im tohmen hrer Bufändigteit Get 
zu erlaffen und Anordnungen zu treffen, die ihre weder hin⸗ 
binden. Er wird die Musiibung diejeg Rechtes 

dern noch erſchweren).“ des Ge— 


— G 
‚Bu Art. 5 88 1 und 2: Der Sreibeit, gebt” 
wiilens und der MWereinigung fin art 
derjonen an Bekenntnisihulen 
dere Schranten als jiedurd die ingt iind, 
Amts- und Standespflihten bedt 
nicht gezogen. perjonen 

Die Nenanjtellung von — das 
an Befenntnisjhulen ift beding ijie det 
Vorhandensein der Grfordert mungen. 
Nebenangeführten Vertragsbeſti nsunter- 
„ote Niederlegung des Rein wenden 
richtes für fäch allein it MIO Für, daß 
Salle ein genügender Beweis ngeführten 
die betr. Xehrperjon den + mehr ent- 
erraaspeftimmungen wid 

icht. icht 

Zu Art. 8: Die ftaatlide —— 
wird aufrechterhalten. — Schul- 
führung der früheren geiſt An $ 28 des 
aufjicht ſteht nit in Frage. \ 
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Scyulanfjidtsgejeges vom 1.Augujt 1922 


pet Anwendung. 
des Schulaufjichtsgejeges von 1. Auguft 1922 
ae na Maattiche Schulaufficht über die Erteilung des 
“ ken sid an den Volksſchulen bejchränkt ſich ei 
ee Such nor Inneren Schulordnung, der Schulzuch 
Die Beitimmung des Lehrinh d 
— haltes und der Methode 
2 — des Peligionsunterrichtes ift Sache der zu. 
Händigen Stellen der Deligionsgejellihaften. Die, Reli- 
Seh gel ſchaften können durch Beauftragte den Religions⸗ 
55 ae Defenntniffes an den Voltsichulen beiuchen 
ik hai io durch diefe dom Stand der Kenninife it 
ber an ebre und der religtös-fittlichen Erziehung der 

: “a en Schulkinder überzeugen. 
„ie eligionsgeſellſchaften und ihre Wertreter haben 
2 I En den Voltsfchullehrern, die vr Bee Erteilung des 
N — „Mitivirfen, Teine dienſtauffichtlichen 
R er Jedoch können ſich die Beauftragten der, Re— 
iienageſenhaſten mit den Lehrfräften, die den Neligion- 
Mine er — Über die Abftellung wahrgenommener 
auffichtäbehbthe Im Auch ift ihnen unbenommen, die Schul: 
ind.”) zurufen, wenn Beanftandungen erhoben 


Der kirchlich J 
hen Ober de oder 
Des hegean fragten ee reunung 
unterrictes IM Beſuche des Religions 
Fallfigen Weoutd des Mectes zu, allen- 
tes in den Vene ungen des Untereii: 
i i then Fä y ienftauf” 
Malie Befugniffe Sa a elf 
ä e vo 
S mmt Sie » und 
va me gentintegende Petrheidung 
dem Staate A, aatliger Beftimmunge 
ae: ee Verpflihtung de3 baye* 
Eliten ases sur Nealdotation ber Fa’ 
währleiftet due giCbt feft und ift 9°, 
5 18 je den Artiter 1398 NB. umd 
Sermögenswerte il eung der — 
an 9 Bar DVotation — im Ein’ 
"IE dem Sandtag getroffen 
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(Art. 138 der Reichsverfafjung lautet: „Die auf Geſetz, 
Vertrag oder bejonderen Nechtstiteln beruhenden Staats- 
leiftungen an die Neligionsgejellihaften werden durch 
Landesgeſetzgebung abgelöft. Die Grundjäte hierfür jtellt 
das Reich auf. er 
., „Das Eigentum und andere Nechte der Neligionsgejell- 
ichaften und religiöfen Vereine an ihren für Kultus-, Unter- 
richts- und Wohltätigkeitszwede bejtimmten Anftalten, Stif- 
tungen und jonftigen Vermögen werden gewährleiſtet.“ 

$ 18 Abj. II und IV der bayerijchen Verfaſſung lautet: 
„Beſtehende Neligionsgejellichaften . . . bleiben rechtsfähig, 
joweit fie es bisher waren... Ihr Eigentum, ihre anderen 
Rechte ſowie ihr Vekenntnisgepräge werden gewäbrleiftet.” 

„BIS zur Ablöſung der Staatzleijtungen nach Art. 138 
der Verfafjung des Deutjchen Reiches bleiben die auf Gejeg, 
Vertrag oder befonderem Nechtstitel beruhenden Staats: 
leiftungen an die Religionsgefellichaften aufrechterhalten.) 
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. Hilling, Das bayeriſche Konkordat (Hochland, März 1925): 

r. &. Kiefl, Kritiſche Nandgloffen zum Bayerifchen Sons 
fordat. 1926. 

. M. Koeniger, Katholifhes Kirchenrecht. 1926. 

. Mirbt, Das bayerijhe Konfordat vom 29. März 1924 (Neue 

tirdhliche Zeitjehrift 1925, ©. 371 ff.). 

Derjelbe, Das Konkordatzproblem der Gegenwart. 1927°. 

R. Oefche h, Die Rechtsgrundlagen der baheriſchen Kirchenber— 
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G. Oblemüller, Konkordatsfrage. 1925. . 

K.NRothenbücher, Die baheriſchen Konkordate von 1924 (Archiv 
de3 öffentlichen Nechts, 19%, ©. 324 ff.). er 

Derfelbe, Die bayeriihen Konkordate und die Univerfiläten 
(Mitteilungen des Verbandes der deutſchen Hochſchulen, 1925, 
Januar und Februar). — 
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ſchen Deutjchland und dem Vatikan. 1922. * 
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Benedikt XV. erlafiene Gefetbuc der Fatholifchen Kirche. 1918. 
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Ph. Zorn, Das neuejte baheriſche Kontordat (Deutjehe Juriſten- 
Zeitung 1925, ©. 293 ff.). 5 

2. —— — Das bayerifhe Konkordat — eine Warnung. 
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Bier abſchneiden! Ausgefüllt an Deutfchen Dolfsdienft-Derlag, Berlin W 57, Bülowftrafe 66, als Brief fenden. 





An den 


Deutjchen Reichstag, zugleich an den 
Preufifchen Landtag. 


Die Kundgebung der Neichtregierung und die Mitteilung 
des Rreußifgen Nuliusminifters lalien es aufer jedem Bweifel 
ſtehend, erſcheinen, daß die Verhandlungen über den Abſchluß 
eines Kontordats zwijchen Deutſchem Reich baw. ‚Kreußifchen 
Staat und der römiſchen Kurie in ein ernjtes Stadium getreten 
find. Die Unterzeichneten richten deshalb an den Neichstag baw. 
Sandtag die dringende Bitte, dem Abſchluß eines Konkordals mit 
der römiſchen Kurie unter feinen Umjtänden zuzuſtimmen. 


Sie laſſen ſich in ihrer Stellungnahme leiten 

1. durch religiöfe Gründe: Jedes wie auch immer geartete Kon⸗ 
tordat hat tatfächlih mehr ober Weniger ausbrüdlich die 
Anerfennung der dogmatifchen, fanonifhen und hierarchiſchen 
Anfprüche der NKurie zur _Vorausfebung: Katholiiches 
Kirchenrecht fol über dem Staatsrecht ‚ftehen. Diefe Uns 
fprüche werden auf fatholifger Seite in der Hauptfache 
nidt aus politifden, fondern aus religiödjen 
Grundſätzen zu rechtfertigen verfucht. Aus klarer reli⸗ 
giöſer Ueberzeugung lehnen wir dieſe Anſprůche und Recht⸗ 
fertigungsverfuche in vollem Umfange und mit aller Ents 
ſchiedenheit ab und verwahren uns dagegen, daß Negierung 
und Rarlament im Namen des Volkes Abmachungen treffen, 
deren innerjte weltanjhauliche Vegründung bon run 
68 Prozent des Gefamtvolfes abgelehnt werden muß. 


2. durch politifhe Gründe: Der Abſchluß eines Konkordats würde 
eine unbegründete lberwertung der politiſchen Vedeutung 
und Betätigung der römifhen Nurie für veutſchland ber 
deuten, die mit den Tatſachen und der Haltung anderer 
Länder im Widerſpruch ſteht. Zum mindejten fann der 
Abſaluß eines Konfordats, das in gemillem Sinne bie ge 
ſamten Verhältniſſe de3 deutſchen Kulturlebens auf unab⸗ 
jehbare Dauer bindend bejtimmen würde, nicht durch poli⸗ 
fche Nüdfichtnahme auf die Kurie gerechtfertigt werben. 


3. durch geſchichtliche Gründe: Konkordatsgeſchichte iſt 
allezeit Kriegsgefhichte, Geſchichte des Krieges zwi⸗ 
ſchen. Staat und Kirche und zwifchen den Vekenntniſſen 
geweſen, und gerade auch die neueſten Kapitel der Konz 
fordatsgefchichte, wie der Abſchluß der Konkordate in Lett⸗ 
land, Vahern und Polen, find warnende Mahnungen. 
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4, durch nationale Gründe: Ein Konfordat ſetzt neben die Staats— 
Hoheit eine fremde Hoheit, die ſich nicht nur auf ftaats- 
rechtliche und völkerrechtliche Gleichheit "beruft, jondern 
auf kulturellem Gebiete, 3. B. der Schulfrage, dem Familien— 
recht, dem Kultusrecht, unbedingten Vorrang bean- 
ſprucht. Mehr denn je gilt es heute aber, die StaatSautorität 
und -jouberänität zu wahren und zu jtärfen. Deutſches 
Recht fann und muß genügen, um die berechtigten An— 
ſprüche der römischen Statholiten in Deutjchland zu erfüllen. 
Die Vorgänge in Württemberg, Baden und Sachſen bes 
weifen, daß aufdem Wege eigenjtaatlider Ge— 
je&gebung alle zwijchen Staat und römischer Kurie zu 
regelnden Fragen ihre Löjung zu finden vermögen. 


5. durch konfeſſionelle Gründe: Die fatholifche Kirche jteht dem 
Staat ganz anders gegenüber als die evangelifche. Diefer 
Unterſchied macht ſich bis in die letten VBegriffsformen und 
praktiſchen Auswirfungen hinein geltend. Jedes Konkordat 
bindet den Staat gegenüber der römiſchen Kurie 
ungleih mehr al3 gegenüber den auf einfade 
Staatsgejebe oder Verträge angewiefenen evangelijden 
Landeskirchen. So erſchwert gerade ein Konkordat den 
Ausgleich der konfeſſionellen Rechte und Intereſſen und ver— 
ſchärft die Möglichkeiten eines Zuſammenſtoßes. 


Ihre Zuſtimmung zu umſtehender Eingabe erklären: 
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